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DAMIT KOMMEN SIE BEI IHREN 
KUNDEN NOCH BESSER AN.

Der BMW 3er Touring verbindet seinen dynamisch-eleganten Auftritt und die herausragenden Fahreigenschaften mit 
extrem hoher Wirtschaftlichkeit. Denn mit dem vielfach ausgezeichneten Technologiepaket BMW Effi cientDynamics 
für weniger Verbrauch und mehr Fahrfreude ist er besonders günstig im Unterhalt. Businesskunden kommen zudem 
in den Genuss umfangreicher Zusatzleistungen: Beim BMW Service Leasing für Businesskunden sind Inspektionen, 
Wartung und etwaige Reparaturen in den attraktiven Leasing-Konditionen inbegriffen*. So können Sie sich ganz auf 
Ihre Kunden – und das Fahren – konzentrieren. Informationen fi nden Sie unter www.bmw.de/businesskunden, 
detaillierte Angebote erhalten Sie bei Ihrem BMW Partner.

DAS SERVICE- UND MOBILITÄTSLEASING
FÜR BUSINESSKUNDEN.

*  Das Angebot ist gültig bei Abschluss eines Leasingvertrages über einen BMW 3er Touring mit der BMW Bank GmbH. 
Gilt für die Laufzeiten 24/36 Monate und eine maximale Laufl eistung von 150.000 km. Stand: 10/2011

BMW 3er Touring

Freude am Fahren
www.bmw.de/
businesskunden

BMW Effi cientDynamics
Weniger Verbrauch. Mehr Fahrfreude. 

4577_AZ_Kleine_Flotte_Mittelstandmagazin_210x280.indd   1 10/20/2011   10:46:19 AM



www.mitmagazin.com  |  10/2011  |  MittelstandsMagazin

 3Editorial

Aktiver Mittelstand – verlässliche Politik

Wenn sich unsere Mittel-
stands- und Wirtschaftsver-
einigung der CDU/ CSU nach 
zwei Jahren wieder zu ihrer 
Bundesdelegiertenkonfe-
renz, diesmal im niederbay-
erischen Deggendorf, trifft, 
wollen wir Bilanz ziehen. 
Diese zwei Jahre decken sich 
zufällig auch mit der ersten 
Halbzeit unserer „Wunsch-
koalition“ aus Union und 
FDP in Berlin. Unser Ta-
gungsmotto „Aktiver Mittel-
stand – verlässliche Politik“ 
spiegelt unsere Enttäuschung und unsere Erwartung 
wider. Beides werden wir mit den Parteivorsitzenden 
von CDU und CSU, Angela Merkel und Horst Seehofer, 
die in Deggendorf mit dabei sein werden, diskutieren.

In den letzten zwei Jahren haben Union und ihr Wirt-
schaftsflügel ihre inhaltliche Nähe leider verloren. Die 
CDU-Führung hat sich in ihrer Politik nicht konsequent 
genug von marktwirtschaftlichen Ordnungsprinzipien 
leiten lassen und sogar häufig gegen sie verstoßen. 
Damit hat sie große Teile ihrer Stammwählerschaft ver-
grault. Demgegenüber fand die MIT zu programma-
tischer Tiefe, breitem Zuspruch in Wirtschaft und Ge-
sellschaft und zu einer bemerkenswerten personellen 
Geschlossenheit. Die MIT ist das marktwirtschaftliche 
Gewissen der Union, wir sind stetige Mahner mit dem 
Kompass in der Hand und häufigem Gegenwind.

Wenn die Wirtschaftsforschungsinstitute im Zusam-
menhang mit der Staatsschuldenkrise die „Politik der 
kleinen Schritte“ dieser Bundesregierung bemängeln 
und feststellen, dass ständig Maßnahmen beschlossen 
werden, die am nächsten Tag gleich wieder zerredet 
werden, so kann man dies gut und gern als Fundamen-
talkritik werten. Denn wer sich die Bilanz von Union und 
FDP zur Halbzeit ansieht und die zum Teil vernichtende 
Kritik unserer Anhänger und Wähler in sich aufnimmt, 
der ist geneigt, den folgenden Satz eines der Konjunk-
turforscher zum Appell an die Bundesregierung für die 
zweite Halbzeit zu machen: „Der nächste Wurf der Re-
gierung sollte sitzen!“ Dabei denken wir insbesondere 
an die Steuer-, Energie- und Arbeitsmarktpolitik unter 

den Prämissen von Verlässlichkeit 
und Berechenbarkeit.

Wir wollen, dass die Union end-
lich ihre eigenen Beschlüsse zu 
einem einfachen, niedrigeren 
und gerechteren Steuersystem 
umsetzt. Dieses Versprechen aus 
der Bundestagswahl 2009 nicht 
einzulösen, war ein historischer 
Fehler, der die FDP das parla-
mentarische Überleben und die 
Union ihre Regierungsbeteili-
gung in Berlin kosten kann.

Verlässlich muss auch wieder unsere Energiepolitik 
werden, zudem noch sicher, preiswert und umwelt-
freundlich. Ein schlüssiges, bezahlbares und wirt-
schaftsverträgliches Konzept für die Energiewende 
ist bisher nicht erkennbar. Dazu sind noch zu viele 
Fragen offen. Insbesondere ist der Industriestandort 
Deutschland gefährdet.
Es wäre ordnungs- und arbeitsmarktpolitisch fatal, 
gerade in dieser wirtschaftlichen Situation mit weite-
ren Regulierungen und Einschränkungen die Flexibili-
tät des Arbeitsmarktes zu begrenzen. Solchen in Tei-
len der Union erhobenen Forderungen werden wir uns 
auf dem Leipziger Parteitag in den Weg stellen.

Damit bin ich wieder bei der Verlässlichkeit und dem 
Bild vom fehlenden Kompass. Wie soll ein Mittel-
ständler Vertrauen in die Politik dieser Bundesre-
gierung gewinnen, wenn er verschreckt wird mit flä-
chendeckenden Mindestlöhnen, mit Sozialbilanzen, 
Frauenquote sowie munter fortschreitender Bürokra-
tisierung wie Elena, Geldwäschegesetz und anderen 
„Folterwerkzeugen“?

Wir finden, dass es angesichts der zwei Dutzend in 
Folge verlorenen Landtags- und Kommunalwahlen 
für die Union kein „weiter so“ geben kann. Wenn die 
Union ihre Wirtschaftskompetenz als Markenzeichen 
leichtfertig verspielt, wird sie einen großen Teil ihrer 
Wähler dauerhaft verlieren, ohne auch nur annähernd 
so viele neue Wähler aus anderen soziologischen 
Schichten zu gewinnen.

Dr. Josef Schlarmann ist Bundesvorsitzender der Mittelstands- 
und Wirtschaftsvereinigung der CDU/CSU und Mitglied im Bun-
desvorstand der CDU. Er arbeitet als Wirtschaftsprüfer, Steuer-
berater und Rechtsanwalt in Hamburg
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die seite-4-karikatur

Weisheiten /  Bosheiten

Was nach der Frauenquote kommt...

Klüger ist man, bitte sehr,
in der Regel hinterher.

Sehr hilfreich ist es, ist man klug.
Doch ist das längst noch nicht genug.

Ungefähr zwei-, dreimal stündlich
irrt man sich. Und zwar recht gründlich.

Irrtum ist oft nur ein Schluss,
den man so nicht ziehen muss.

Der Irrtum ist für sich genommen
ein Schluss, zu dem nicht viele kommen.

Die Laster, die seit früher Jugend
man nicht mehr los wird, nennt man Tugend.

Die meisten können ihre Sünden
mit schönen Worten gut begründen.

Natürlich steht in den Statuten:
immer nur: wir sind die Guten.

Hier die Guten, da die Bösen:
so lässt sich das Problem nicht lösen.

Nicht selten ist ein Bösewicht
ein Mitmensch. Und den mag man nicht.

Mit freundlicher Genehmigung des verlags redline Wirtschaft, „Manager-Weisheiten, Manager-Bosheiten“
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Politik

seite 3 Editorial
Josef Schlarmann, Bundesvorsitzen-
der der MIT, schreibt vor der MIT-
Bundestagung in Deggendorf und 
dem CDU-Parteitag in Leipzig zur 
aktuellen Politik

seite 4 Unsere seite-4-karikatur
… ergänzt um Sprichwörtliches, Ab-
gründiges und Nachdenkliches

seite 8 Pro und contra Pkw-Maut
Die Diskussion um die Pkw-Maut 
spitzt sich zu. Die CSU ist dafür, die 
CDU dagegen, die MIT dafür, der 
ADAC dagegen. Wir lassen zwei ex-
ponierte Kontrahenten zu Wort kom-
men – beide mit guten Argumenten

seite 10 die diskussionskultur der cdU
Anlässlich der Abstimmung über 
den Euro-Rettungsschirm Ende Sep-
tember im Bundestag ist die Diskus-
sions- und Debattenkultur innerhalb 
der CDU einmal wieder in den Fokus 
der Öffentlichkeit geraten. Wolfgang 
Bosbach, MdB und streitbarer De-
battenredner, meint: „Die Stimmung 
an der Basis ist eine andere als im 
Bundestag!“

seite 11 Griechenland und kein Ende
Sagt uns die Politik wie Wahrheit? 
Warum erfahren wir immer alles nur 
scheibchenweise? Wie steht die MIT 
zur Euro-Schuldenkrise? CSU und 
CDU haben sich positioniert – aller-
dings unterschiedlich

8 11

seite 13 als christdemokraten sollten 
wir wieder an alte tugenden an-
knüpfen und uns stärker auf 
unsere Werte besinnen – meint 
im Exklusiv-Interview Saskia Ludwig, 
Landes- und Fraktionsvorsitzende in 
Brandenburg

seite 13 visapolitik ist auch ein stück 
Wirtschaftspolitik
Philipp Mißfelder, MdB, Außenpoliti-
ker, JU-Bundesvorsitzender und MIT-
Mitglied schreibt über einen Politik-
bereich, der unterschätzt wird

seite 14 Wir stehen zur sozialen Markt-
wirtschaft
Das Mittelstands Magazin sprach in 
Straßburg mit der neuen Präsidentin 
der SME-Union, Nadezhda Neynsky, 
MdEP/ Bulgarien

WirtschaFt

seite 16 Wir sind regionale Mittelständler
Wer weiß schon, dass McDonalds in 
Deutschland mit 62.000 Mitarbeitern 
3 Mrd. Euro Umsatz macht? Noch 
weniger bekannt ist, dass dahinter 
250 Franchise-Nehmer stehen, regio-
nale Mittelständler
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die Maut nützt
Deutschland ist der führende 
Wirtschaft sstandort in der Welt. 
Einer unserer Standortvorteile im 
harten internationalen Wettbewerb 
um Auft räge und Arbeitsplätze ist 
unsere exzellente Infrastruktur. 
Dazu zählt in besonderer Weise das 
gut ausgebaute Straßen- und Schie-
nennetz. 

Inzwischen hat sich die Situation 
auf unseren Straßen immer weiter 
verschärft . Der Verkehr ist weiter 
gewachsen. Engpässe und Staus 
nehmen zu. Der ADAC registrierte 
2010 deutlich mehr Staus (50.000 
km). Insgesamt gab es 400.000 km 
Staus in Deutschland. Die zuneh-
mende Arbeitsteilung der Wirt-
schaft  und der damit verbundene 
starke innereuropäische Warenaus-
tausch, insbesondere auch durch die 
EU-Osterweiterung, lassen für die 
Zukunft  weitere, überproportionale 
Steigerungsraten erwarten. Unsere 
weit verzweigten Verkehrsadern 
sorgen dafür, dass der Wirtschaft s-
kreislauf bei uns besser funktioniert 
als andernorts auf der Welt. Diesen 
hohen Standard müssen wir erhal-
ten.

Im Bundesfernstraßenbau besteht 
ein Finanzbedarf von mehr als acht 
Milliarden Euro jährlich. Die mittel-

fristige Finanzplanung des Bundes 
sieht für den Bundesfernstraßen-
haushalt ab 2012 jährlich 5,9 Mil-
liarden Euro vor. Es klaff   also eine 
Finanzierungslücke von über zwei 
Milliarden Euro. Wir müssen uns 
also der Frage stellen, wie wir diese 
Lücke schließen können. Ich bin fest 
davon überzeugt: Wer unsere Auto-
bahnen nutzt, soll dafür einen fi nan-
ziellen Beitrag leisten. Allerdings 
müssen die so erzielten Einnahmen 
einer Zweckbindung unterliegen, 
also 1 zu 1 in den Haushalt des Bun-
desverkehrsministeriums fl ießen. Sie 
dürfen ausschließlich für den Erhalt 
und Ausbau unseres Verkehrsnetzes 
Verwendung fi nden. Durch diese 

Bindung profi tiert der Nutzer der 
Straße auch unmittelbar.

Eines muss aber auch klar sein: 
Die Einführung einer PKW-Maut 
darf nicht dazu genutzt werden, 
dem Autofahrer noch mehr Geld 
aus der Tasche zu ziehen. Ich setze 
mich daher für ein solide gerechne-
tes Gegenfi nanzierungsmodell ein. 
Die Kfz- und / oder die Mineral-
ölsteuern müssen im Gegenzug 
gesenkt werden. Bei der Kfz-Steuer 
sehe ich sogar die Möglichkeit, diese 
komplett abzuschaff en. Eine Sen-
kung der Mineralölsteuern hätte als 
einen weiteren positiven Eff ekt die 
Verminderung des Tanktourismus 
in grenznahen Gebieten. Dieser 
hat viele Tankstellenbetreiber mit 
ihren mittelständischen Unterneh-
men schon an den Rand des Ruins 
gebracht. 

Zudem stehen dem Staat weitere 
Haushaltsmittel durch Mehreinnah-
men aufgrund eines erhöhten Auf-
kommens bei der Mehrwertsteuer 
für Kraft stoff e in Aussicht. Zuletzt 
sorgt die Maut auch endlich für 
mehr Fairness bei der Finanzierung 
unserer Straßen. Momentan müssen 
wir deutschen Autofahrer in fast all 
unseren Nachbarländern einen Bei-
trag für ein intaktes Straßennetz 

Pro und contra Pkw-Maut

Mit ist für die Maut
die Mittelstands- und Wirtschafts-
vereinigung der cdU/ csU ist für 
die Einführung einer Pkw-Maut. 
dabei fordert sie eine generel-
le neuordnung mit dem Ziel, die 
deutschen autofahrer bei der kfz-
steuer in der höhe der neube-
lastung durch die Pkw-Maut zu 
entlasten. die zusätzlichen Ein-

leisten, umgekehrt ist dies aber nicht 
der Fall. Kaum ein Industrieland in 
Europa stellt seine Straßen gebüh-
renfrei jedem Autofahrer, gleich ob 
einheimisch oder ausländisch, zur 
Verfügung – mit Ausnahme des 
größten europäischen Transitlandes 
Deutschland. 

Es ist daher ein Gebot der Fairness, 
dass sich ausländische Autofahrer 
künft ig in Deutschland an den bei 
uns entstehenden Kosten beteiligen. 
Wir brauchen mehr Mittel für die 
Straße, daher ist eine Pkw-Maut die 
richtige Lösung. Um es noch einmal 
klar zu stellen: Eine Mehrbelastung 
der Autofahrer lehne ich klar ab. 
Vielmehr muss durch diese zweck-
gebundene Abgabe die beständige 
Zweckentfremdung der Mittel, die 
durch Autofahrer aufgebracht wer-
den, beendet werden!

hans Michelbach,  MdB,  stellv. 
MIT-Bundesvorsitzender und Lan-
desvorsitzender der Mittelstands-
Union der CSU

Mit ist für die MautMit ist für die Maut

Pro und contra Pkw-Maut

(+)
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Um es vorweg zu nehmen: Eine 
Straßennutzungsgebühr für Pkw, 
sei es eine Maut oder eine Vignette, 
würde das Autofahren weiter verteu-
ern. Dies muss jedem klar sein. Nach 
jahrelangen Beteuerungen seitens der 
Politik, eine Autogebühr könne auf-
kommensneutral eingeführt werden, 
hat der Bundesverkehrsminister jetzt 
eingeräumt, dass die fi nanziellen 
Belastungen für die Autofahrer zu-
nehmen werden, um mehr Geld für 
die Straßen herauszuschlagen. Aus 
den Zuschrift en unzähliger ADAC- 
Mitglieder weiß ich, dass die große 
Mehrheit der deutschen Autofahrer 
gegen eine Maut ist. Die Gründe, 
die dagegen sprechen, liegen auf der 
Hand. 

Mautbefürworter argumentieren, 
dass zu wenig Geld für den Erhalt 
und Ausbau der Straßen zur Ver-

fügung stehe. Dies ist falsch. 53 Mil-
liarden Euro nimmt der Staat von 
den Autofahrern über Steuern und 
Abgaben ein, aber nur 17 Milliarden 
gibt er wieder für das Straßennetz aus. 
Das heißt, dass 36 Milliarden Euro 
für andere Zwecke, z.B. für die Rente, 
ausgegeben werden. Und da rufen 
Politiker verschiedenster Couleur 
allen Ernstes nach einer noch stär-
keren fi nanziellen Beteiligung der 
Autofahrer! Ich würde mir von der 
Politik mehr Ideenreichtum wün-
schen, wie das vorhandene Geld ge-
rechter verwendet werden kann, aber 
nicht immer neue Rechenmodelle 
zum Abkassieren der Autofahrer. 

Besonders intensiv schielt man dabei 
auf die Taschen der Ausländer. Was 
die meisten jedoch gefl issentlich 
übersehen: Lediglich 5,2 Prozent 
des Pkw-Verkehrs, der übers Jahr 
die deutschen Autobahnen nutzt, 
kommt aus dem Ausland. Das 
Deutsche Institut für Wirtschaft s-
forschung DIW hat berechnet, dass 
über die Mineralölsteuer, die die aus-
ländischen Pkw-Fahrer beim Tanken 
bezahlen, mehr als genug Geld in die 
Staatskassen fl ießt, um davon die von 
Ausländern verursachten Straßennut-
zungskosten bezahlen zu können. 
Schaut man sich die beiden dis-
kutierten Gebührenmodelle näher 

an, liegen die Nachteile auf der 
Hand. Eine Vignette ist ungerecht 
und ökologisch unsinnig, denn alle 
werden in einen Topf geschmissen: 
Vielfahrer, Wenigfahrer, die Besitzer 
großer Autos genauso wie die von 
kleinen. Bei einer elektronischen 
Pkw-Maut wären – abgesehen von 
den fi nanziellen Belastungen für die 
Autofahrer – die gigantischen Erhe-
bungskosten der größte Nachteil. Bis 
zu 25 Prozent der Mauteinnahmen 
würden von ihnen verschlungen. 
Dieses Geld könnte man besser 
verwenden, um unsere Straßen in 
Schuss zu halten. Hinzu kommen 
massive Sicherheitseinbußen: Schät-
zungsweise jeder fünft e Autofahrer 

Pro und contra Pkw-Maut

nahmen aus der neuen Maut für 
ausländische Pkw sollen für den 
straßenbau eingesetzt werden.

Ein wesentliches argument für eine 
Pkw-Maut ist laut Mit unsere geo-
grafische lage als transitland. Es 
sei daher folgerichtig, ausländi-
sche Benutzer unserer straßen an 
den kosten für deren Erhalt und 
neubau zu beteiligen.

würde von den Autobahnen auf die 
deutlich unsichereren Landstraßen 
ausweichen um die Maut zu sparen. 
Dies hätte zur Folge, dass rund 350 
Verkehrstote jedes Jahr zusätzlich zu 
beklagen wären. 

Warum bleiben wir nicht beim jetzi-
gen System, bei dem die Autofahrer 
über Steuern und Abgaben an der 
Finanzierung unserer Straßen be-
teiligt werden? Es gibt aus Sicht des 
ADAC nicht einen vernünft igen 
Grund, warum hier etwas geändert 
werden sollte. Beispielsweise die 
Mineralölsteuer: Sie ist nicht nur 
gerecht, sondern auch effi  zient. Wer 
viel Kraft stoff  verbraucht, zahlt beim 
Tanken auch mehr Steuern. Diese 
Art der Steuererhebung kostet den 
Staat praktisch kein Geld. Oder die 
Kfz-Steuer: Seitdem sie im Juli 2009 
reformiert wurde, ist sie ökologisch 
orientiert und transparent, zudem 
belohnt sie die Käufer besonders 
sparsamer Pkw. Sie aufzugeben, 
wäre ein großer verkehrs- und um-
weltpolitischer Fehler. Deutschland 
würde damit nicht nur ein über Jahr-
zehnte bewährtes umweltpolitisches 
Lenkungsinstrument verlieren, man 
würde auch den berechtigten Be-
stands- und Vertrauensschutz der 
Neuwagenkäufer der vergangenen 
Jahre aufs Spiel setzen. 
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Ulrich klaus Becker ist  in  Schles-
wig als Rechtsanwalt und Notar tä-
tig und ehrenamtlicher ADAC-Vize-
präsident für Verkehr in München

Mehrheit der autofahrer ist gegen eine Maut

Pro und contra Pkw-Maut
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Diskussionskultur 
in der CDU
Bei der Bundestagsabstimmung über den 
Rettungsschirm EFSF am 29. September 
haben bekanntlich elf Unionsabgeordnete 
ihre Zustimmung verweigert.
Aus den Reihen der MIT waren dies die Abgeord-
neten Wolfgang Bosbach und Carsten Linnemann 
(Nein-Stimmen) und Veronika Bellmann (Enthal-
tung).
Der MIT-Bundesvorstand sprach diesen Ab-
geordneten seinen Respekt aus und erklärte sich 
mit ihnen solidarisch. Sie hätten eine persönlich 
schwerwiegende, aber politisch richtige Gewis-
sensentscheidung für Deutschland und Europa 
getroffen.

Erheblicher Druck
Schon Wochen vor der Abstimmung war intern von 
einem erheblichen Druck auf jene Abgeordneten 
die Rede, die Bedenken hatten, den deutschen 
Steuerzahlern solche finanziellen Risiken aufzu-
bürden. Dies vor allem angesichts der Tatsache, dass 
zum Beispiel die Bereitschaft der Griechen, ernsthaft 
und zielgerichtet an der Sanierung ihres Staatshaus-
haltes mitzuwirken, wenig ausgeprägt war und ist.
Zum guten Schluss lagen dann wohl angesichts 
des Schwindens der überhaupt nicht benötigten 
„Kanzlermehrheit“ bei einigen in Partei, Fraktion 
und Regierung die Nerven blank. Was folgte, war 
der Rückfall in vordemokratische Zeiten mit dem 
Verbot der Fraktion an die Adresse der Abweichler, 
ihre gegensätzliche Meinung im Parlament vortra-
gen zu dürfen und eine Flut von Gesprächen, SMS, 
Mails, Einladungen zum Abendessen mit dem Ziel, 
die Reihen zu schließen. Auf dem Höhepunkt gab es 
dann wohl auch noch, so wird es überliefert, Verbal-
Attacken, die es eigentlich in einem Parlament, in 
dem noch wenige Tage zuvor der Papst gesprochen 
hat und in einer Partei, die das C im Namen trägt, 
nicht geben dürfte. Auch steht der Kreis Kleve mit 
seinem Marien-Wallfahrtsort Kevelaer, der Wohn-
ort des Urhebers der Verbalattacken, eigentlich für 
eine besonders gottesfürchtige und fromme Region. 
Doch, es spricht einiges dafür, dass die danach in 
nahezu allen deutschen Zeitungen und Zeitschrif-
ten zitierten Pöbeleien tatsächlich stattfanden, denn 
aus der gleichen Ecke, so berichten es MIT-Streiter 
aus der Führungsetage der MIT, erlebten sie bereits 
ähnliche Rempeleien. 

Schon seit geraumer Zeit fordert der MIT-Bundes-
vorsitzende Josef Schlarmann immer wieder eine 
andere, eine bessere Diskussionskultur in der CDU. 
Wie Recht er hat!� G. K.

Gibt es eine Kluft zwischen Ihnen und der 
Bundestagsfraktion?
Bosbach: Gute Frage. Ich hoffe nicht, jeden-
falls nicht auf Dauer. Aber wenn man von einem 
Kollegen vor laufenden Kameras aufgefordert 
wird, aus seinem von der Mehrheitsmeinung 
abweichenden Stimmverhalten Konsequenzen 
zu ziehen, dann kommt man schon in’s Grü-
beln. Schon die Bezeichnung „Abweichler“ 
ist ja eigentlich paradox. Ich stehe doch nur zu 
dem, was CDU und CSU jahrelang aus voller 
Überzeugung zum Thema EURO gesagt haben 
und auch zu dem Beschluss der Koalitionsfrak-
tionen aus dem Herbst 2010. Wie dem auch 
sei: Ich will nicht permanent das Stück „Einer 
gegen alle!“ aufführen und zum Problembär der 
Fraktion werden. Ich möchte ein guter Kollege 
sein, aber auch zu meiner Überzeugung stehen 
dürfen, ohne dass es Theater gibt. Das ist alles.

Spiegelt das Abstimmungsergebnis der Frak-
tion das eigentliche Meinungsbild wirklich 
wider – oder gibt es da eine „Dunkelziffer“?
Bosbach: Ein großer Teil trägt die Politik der 
Regierung aus Überzeugung, also aus inhalt-
lichen Gründen, geschlossen mit. Ein anderer 
Teil hat zwar Bedenken, will aber sicherstellen, 
dass die Regierung bei den Entscheidungen 
eine eigene Mehrheit hat. Nur wenige sagen 
dennoch „nein“. Das muss eine große Volkspar-
tei aushalten. Meinungsvielfalt und Offenheit 
haben noch nie geschadet.

Die Stimmung an der Basis 
ist eine andere als im Bundestag
Exklusiv-Interview mit Wolfgang Bosbach, CDU-MdB und MIT-Mitglied 

Wie ist das Echo auf Ihr Verhalten in Ihrem 
Wahlkreis und darüber hinaus?
Bosbach: Wenn man sich in einer wichtigen 
politischen Frage öffentlich klar positioniert, 
gibt es immer Lob, aber auch Kritik. So viel 
Zustimmung wie in den letzten Wochen gab es 
allerdings selten. Einige tausend E-Mails, Briefe 
und Faxe sind in kurzer Zeit in Berlin und im 
Wahlkreisbüro eingegangen, sicherlich über 
95 Prozent positiv. Wenn einem wildfremde 
Menschen auf die Schultern klopfen und „Nur 
nicht umfallen!“ sagen, dann weiß ich doch, was 
gemeint ist. Aber: Sobald man im Regierungs-
viertel angekommen ist, dreht sich der Wind um 
exakt 180 Grad. Die Stimmung an der vielzitier-
ten Basis ist eine ganz andere als im Bundestag.

Fürchten Sie Versuche, Ihre Wiederwahl in den 
Bundestag zu verhindern?
Bosbach: Nein, überhaupt nicht. Warum auch? 
Über eine erneute Kandidatur wird ja nicht in 
Berlin oder Düsseldorf entschieden, sondern im 
Rheinisch-Bergischen Kreis. Jeder Versuch der 
Einflussnahme von außen hätte eine kontrapro-
duktive Wirkung. Die Basis würde sagen: „Wie 
bitte? Jetzt erst recht!“ Ob ich allerdings 2013 
noch einmal antrete, ist völlig offen. Ich sehe mir 
jetzt erst mal in aller Ruhe die weitere politische 
Entwicklung an und das kollegiale Miteinander. 
Ehrlich gesagt bin ich heilfroh, dass ich mich erst 
Ende 2012 entscheiden muss.
Die Fragen stellte Günter Kohl

Wolfgang Bosbach (Mitte sitzend) gehört dem Deutschen Bundestag seit 1994 an, ist Vorsitzender 
des Innenausschusses und hat Ende September als einer von zehn Unions-Abgeordneten gegen den 
EU-Rettungsschirm gestimmt
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Am 28. und 29. Oktober trifft sich die 
Mittelstands- und Wirtschaftsver-
einigung der CDU/ CSU im nieder-
bayerischen Deggendorf zu ihrer alle 
zwei Jahre stattfindenden Bundesde-
legiertentagung. Erwartet werden die 
beiden Parteivorsitzenden von CDU und 
CSU, Bundeskanzlerin Angela Merkel 
und Ministerpräsident Horst Seehofer. 
Neben den Neuwahlen des Bundesvor-
standes stehen zahlreiche Sachanträge 
zur Beratung an. Insbesondere geht es 
dabei um die weitere Steuerpolitik und 
die Überwindung der Staatsschulden-
krise in Europa. Zu diesem, gegenwärtig 
drängendsten Problem deutscher In-
nenpolitik, unterstützte der MIT-Bun-
desvorsitzende Josef Schlarmann die 
Position der Bayerischen CSU.

„MIT und CSU stimmen überein, dass 
die Verschuldungspolitik in einigen Mit-
gliedsstaaten und die anhaltende Missach-
tung der europäischen Stabilitätsregeln 
die Hauptursachen für die gegenwärtige 

schUldEnkrisE
thema in deggendorf

Krise sind. Entscheidend ist deshalb, den 
Stabilitäts- und Wachstumspakt zu ver-
schärfen und den vertraglichen Ausschluss 
der gegenseitigen Haft ung („no bail out“) 
zu konkretisieren. 

die Mit fordert mit der csU:

❶ die automatische Durchsetzung von Sank-
tionen bei Verstößen gegen den Stabili-
tätspakt ohne „politische Rabatte“,

❷ ein Umschuldungsverfahren mit Beteili-
gung privater Gläubiger für Euro-Staaten, 
die ihre Schulden trotz Hilfe in absehba-
rer Zeit nicht bedienen können,

❸ die Möglichkeit, dass Länder die Euro-
Zone unter Beibehaltung ihrer EU-Mit-
gliedschaft  verlassen, wenn sie nicht 
gewillt oder in der Lage sind, die Kon-
vergenzkriterien dauerhaft  zu erfüllen.

Die inzwischen beschlossenen EU-Ret-
tungsschirme haben die Krisenursachen 
nicht beseitigen können. Die Darlehen 
an die Schuldnerländer haben zwar deren 
momentane Zahlungsfähigkeit gesichert, 
aber das nachhaltige Schuldenproblem 
nicht gelöst. Auch die mit den Krediten 
verbundenen Aufl agen sind nicht ge-
eignet, die Schuldentragfähigkeit und 
die Wettbewerbsfähigkeit dieser Länder 
wieder herzustellen. Der Grund ist die 
politische Beistandserklärung, die sich die 
Euro-Länder gegenseitig gegeben haben. 
Warum sollte sich Griechenland schmerz-
haft en Spar- und Reformprogrammen 
unterziehen, wenn es weiß, dass es nicht 
fallen gelassen wird, „koste es was es wolle“?

0 Die CSU kämpft für den Erhalt und den 
Erfolg des Euro, weil er für Deutschland 
und Europa unverzichtbar ist. Der Euro 
ist ein wichtiger Bestandteil der Europäi-
schen Union.

0 Mitglied der Europäischen Währungs-
union dürfen nur EU-Staaten werden und 
bleiben, die die Stabilitätskriterien ein-
halten und eine solide Haushaltspolitik 
betreiben.

0 Die CSU fordert die konsequente Durch-
setzung  der  Schuldenbremse  und  der 
Stabilitätskultur in allen Euro-Ländern.

0 Euro-Staaten, die sich nicht an die ge-
meinsamen Regeln der Haushaltsdisziplin 
halten und dadurch sich und die Wäh-
rungsunion in Schwierigkeiten bringen, 
müssen damit rechnen, die Währungs-
union verlassen zu müssen. Sie sollen 
allerdings als EU-Staaten Hilfe bei der 
fi nanziellen Restrukturierung erhalten.

0 Die CSU lehnt die Vergemeinschaftung 
der Schulden der Euro-Staaten durch sog. 
Euro-Bonds und die Schaffung einer Haf-
tungsgemeinschaft entschieden ab. Die 
fi nanzielle  Eigenverantwortung  eines 
jeden Mitgliedstaates war für Deutsch-
land Grundlage für die Zustimmung zur 
Währungsunion.

0 Die CSU sieht in der in allen Mitgliedstaa-
ten notwendigen Debatte über die Stabili-
tätskultur die Chance, dass ein europäi-
sches Bewusstsein für die gemeinsame 
politische Verantwortung für den Euro 
wächst, das auch Voraussetzung für die 
Vertiefung der Integration ist.

0 Die CSU fordert neben der Bewältigung 
der Schuldenkrise, dass der Vertrag von 
Lissabon in allen seinen Teilen mit Leben 
erfüllt und auf dieser Grundlage Europa 
vorangebracht wird.

diE kErnthEsEn dEr csU 
ZUr staBilität dEs EUro

Mit-Bundesvorsitzender Josef schlarmann begrüßt die klaren Standpunkte der CSU zur Euro-Schuldenkrise

Die MIT hält Hilfen für Krisenländer nur 
dann für gerechtfertigt, wenn sie selbst die 
versprochenen notwendigen Anstrengungen 
unternehmen, um wieder kapitalmarktfähig 
zu werden. Euro-Staaten, die sich nicht an die 
gemeinsamen Regeln halten und dadurch die 
Gemeinschaft  insgesamt gefährden, müssen 
damit rechnen, die Währungsunion verlassen 
zu müssen. Dies ist die Voraussetzung für die 
Rückkehr zur Stabilitätsunion, die den Bür-
gern bei Einführung des Euro versprochen 
wurde.“
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Saskia Ludwig, Oppositionsführerin im Potsda-
mer Landtag, ist auch MIT-Mitglied

Dr. Saskia Ludwig, MdL
ist Landes- und Fraktionsvorsitzende der 
CDU im Land Brandenburg und deren fi-
nanzpolitische Sprecherin. Die 43-jährige 
hat nach Lehre und Handelshochschule 
später in München und Berlin studiert 
und promoviert, später arbeitete sie als 
Geschäftsführerin in einem Privatunter-
nehmen.

Die Union in Brandenburg befindet sich 
im Umbruch. Wie kommen Sie voran?
Saskia Ludwig: Sehr gut - was man 
von der Platzeck-Landesregierung ja 
nicht gerade behaupten kann. Im ver-
gangenen Jahr haben wir uns zunächst 
dringend erforderliche - aber keines-
wegs leichte - Strukturveränderungen 
vorgenommen und erfolgreich umge-
setzt. Ziel war es, zunächst die Kampa-
gnenfähigkeit unserer Partei langfristig 
zu stärken. 

Die Märkische Union setzt auf eine 
werteorientierte und bürgernahe 
Politik. Den gesamten Sommer haben 
wir genutzt, um den Brandenburgern 
vor Ort zu zuhören. Die mehr als 60 
Termine der Sommertour führten uns 
mehr als 6.000 Kilometer durch das 
Land. Die Anliegen der Bürger, Ver-
einigungen und Unternehmer greifen 
wir nun in unserer parlamentarischen 
Arbeit auf und versuchen, offene Fra-
gen zu klären und wenn möglich kon-
krete Lösungen anzuschieben. 

Die guten kommunalen Wahlergeb-
nisse bestärken uns übrigens in die-
sem Kurs. Wir sind mit insgesamt elf 
gewonnenen Bürgermeisterwahlen 
im September 2011 außerordentlich 
erfolgreich gewesen. Keine Partei in 
Brandenburg hat mehr Wahlen ge-
wonnen. Darauf sind wir stolz!

Welche Rolle spielt der Mittelstand 
in der Politik der brandenburgischen 
CDU?
Ludwig: Der Mittelstand bildet be-
sonders bei uns in Brandenburg das 
Rückgrat der Wirtschaft und spielt 
daher auch in der Politik der Märki-
schen Union eine große Rolle. 

Die rot-rote Landesregierung legt 
der dynamischen Entwicklung der 
brandenburgischen Unternehmen 
immer wieder Steine in den Weg. Die 
Rückkehr zur Staatswirtschaft mit der 

„Als Christdemokraten sollten wir wieder an alte Tugenden anknüpfen 
und uns stärker auf unsere Werte besinnen“
Exklusiv-Interview mit Saskia Ludwig, Landes- und Fraktionsvorsitzende in Brandenburg

massiven Ausweitung der wirtschaftli-
chen Betätigung der Kommunen erfüllt 
uns mit großer Sorge. Genauso wie die 
Schaffung eines Vergabegesetzes, das zu 
Recht als Bürokratiemonster bezeich-
net wird, weil es die Bürokratiekosten 
deutlich in die Höhe treibt. Das belastet 
unsere Unternehmen und Kommunen 
massiv. Das müssen und werden wir 
den Brandenburgern immer wieder 
deutlich machen. Mit unserem echten 
Mittelstandsförderungsgesetz haben wir 
übrigens einen konstruktiven Vorschlag 
eingebracht, der aber durch die Platz-
eck-Landesregierung abgelehnt wurde.

Die Union bundesweit befindet sich im 
Meinungstief – was ist Ihrer Meinung 
nach zu tun?
Ludwig: Klar ist, Regierungsparteien 
haben es schwer, wenn unpopuläre 
Entscheidungen in einem schwierigen 
politischen Umfeld getroffen werden 
müssen. Dennoch wäre es aus meiner 
Sicht beispielsweise bei der Diskussion 
zur Energiewende hilfreich gewesen, 
diese weitreichenden Entscheidungen 
intensiver in der Partei zu diskutieren. 
Es ist zwar immer gut, den Zeitgeist zu 
begreifen, aber wir sollten ihm in der 
Konsequenz nicht hinterherlaufen.

Mein Eindruck ist: Gerade in schwieri-
gen Zeiten, ist eine verlässliche Politik 
- die Orientierung gibt - für die Bürger 
besonders wichtig. Als Christdemokra-
ten sollten wir wieder an alte Tugenden 
anknüpfen und uns stärker auf unsere 
Werte besinnen. Ich bin überzeugt, 
dass dies auch bei unpopulären Ent-
scheidungen früher oder später durch 
den Wähler honoriert wird.

Wird die CDU bei Ihrem Leipziger 
Parteitag Mitte November an die Be-
schlüsse von vor acht Jahren an gleicher 
Stelle anknüpfen? 
Ludwig: Der Parteitag befasst sich 
heute wie damals mit aktuellen und 
grundsätzlichen Fragen, die auch 
die wirtschaftliche Entwicklung in 
Deutschland betreffen. So wird der 
Leitantrag Bildungsrepublik Deutsch-
land sicher für einige Diskussionen sor-
gen. Viele verbinden mit dem Parteitag 
in diesem Jahr die Hoffnung, dass die 
CDU programmatisch wieder zu den 
Leipziger Beschlüssen von vor acht Jah-
ren zurückfindet. Dies würde nicht nur 
der Parteiseele guttun, sondern auch 
unserem Land. Ich vermute aber nicht, 
dass es tatsächlich Überraschungen 
geben wird. Auch die Diskussion um 
die Zukunft der Europäischen Union 
wird ein bedeutsames Thema sein. Ich 
bin froh, dass die Partei die Möglich-
keit erhält, über so ein für Deutschland 
immens wichtiges Thema diskutieren 
zu können. Nicht automatisch ist der-
jenige, der die Rettung Griechenlands 
ablehnt, ein Gegner Europas.
Die Fragen stellte Günter Kohl
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Von Philipp Mißfelder, MdB, 
Außenpolitischer Sprecher der 
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, 
Bundesvorsitzender der Jungen Union 
und MIT-Mitglied

„Deutschland kann die Visapolitik als 
Instrument nutzen, um gezielt gesell-
schaftlichen und wissenschaftlichen 
Austausch zu fördern, Investoren und 
Geschäftspartner anzuziehen und um 
den Fachkräftebedarf zu decken. Wir 
brauchen ein nationales Einwande-
rungsziel für Deutschland.“

Der Tenor war klar, als der Auswärtige Aus-
schuss des Deutschen Bundestages Ende 
September 2011 bei einer öffentlichen An-
hörung zum Thema „Praxis der Visumertei-
lung durch die Vertretungen der Bundesre-
publik Deutschland im Ausland“ Experten 
der Wirtschaft das Wort gab: Sicherheit wo 
nötig, aber Freiheit wo immer möglich. 

Die Visapolitik Deutschlands muss sich 
daran orientieren, dass unser materieller 
Wohlstand und unser kultureller Reichtum 
auf Offenheit und Austausch beruhen. Wir 
können sie als Instrument nutzen, mit dem 
wir gezielt gesellschaftlichen und wissen-
schaftlichen Austausch fördern, Investoren 
und Geschäftspartner anziehen und den 
Fachkräftebedarf decken. Voraussetzung 
ist, dass wir die richtige Balance zwischen 
Sicherheitsinteressen und gesellschafts- und 
wirtschaftspolitischen Zielen finden.

Die Bundesregierung hat einen Gesetzent-
wurf für die Einrichtung einer Visa-Warn-
datei vorgelegt. Das ist ein entscheidender 
Schritt, mit dem wir sicherstellen, dass 
unserem Sicherheitsbedürfnis Genüge getan 
wird. Das gemeinsame Ziel von CDU/
CSU- und FDP-Bundestagsfraktion ist es 
jetzt, Sicherheit und Offenheit in der Visa-
politik im Sinne von Wirtschaft und Gesell-
schaft auszutarieren.

Wir müssen eingehend prüfen, in welchen 
Ländern wir wirklich noch eine Visums-
pflicht benötigen. Wo die Prozeduren der 

Visavergabe noch immer nötig sind, müssen 
unsere Auslandsvertretungen eine Will-
kommenskultur zum Ausdruck bringen. 
Die deutsche Visapraxis muss auch Wirt-
schaftsförderungspraxis sein. Investoren und 
Geschäftspartner müssen wissen, dass sie in 
unseren Visastellen und auf deutschen Flug-
häfen mit offenen Armen empfangen wer-
den. Denn der erste Eindruck ist prägend 
und das Image eines Landes wirkt sich nach-
weislich auf Investitionsentscheidungen aus. 
Deutschland ist an sich gut aufgestellt und 
liegt im aktuellen Nation Brands Index, 
einer Erhebung zur internationalen „Mar-
kenstärke“ von Ländern, an zweiter Stelle 
hinter den USA. Es kommt aber auf die 
Praxis an – wir müssen den roten Teppich 
ausrollen, wenn ein Investor einreisen will.

Langfristig wollen wir die Visafreiheit für 
Menschen aus Russland und aus den Län-
dern Osteuropas, die noch nicht dem Schen-
gen-Raum angehören. Das Auswärtige Amt 
arbeitet intensiv daran, das Visumverfahren 
in Russland zu optimieren. Die Europäische 
Union arbeitet mit Russland Schritt für 
Schritt auf eine Visaliberalisierung hin. Wir 
sollten auch den Vorschlag aufnehmen, den 
der türkische Staatspräsident Gül bei seinem 
Besuch gemacht hat, und mit der Türkei an 
größerer Reisefreiheit arbeiten. 

Der BDI schätzt die Einbußen der deut-
schen Wirtschaft allein durch den Visa-
zwang für russische Staatsbürger auf über 
160 Millionen Euro. Klar ist daher, dass ein 
Gänsemarsch nicht reicht. Klar ist allerdings 
auch, dass alle Länder, die diese Freiheit 
wollen, auch ihre völkerrechtliche Rück-
übernahmeverpflichtung erfüllen müssen. 
Die Praxis der Rückführung muss ebenso 
reibungslos funktionieren, wie unsere Part-
ner sich das für die Praxis der deutschen 
Visastellen wünschen.

Das Konzept Fachkräftesicherung der 
Bundesregierung geht davon aus, dass das 
Erwerbspersonenpotenzial in den nächsten 
15 Jahren um bis zu 6,5 Mio. schrumpfen 
wird. Noch dramatischer stellt sich die Lage 
langfristig dar. Nach Angaben der Bundes-
agentur für Arbeit wird das Erwerbsperso-
nenpotenzial in Deutschland bis zum Jahr 
2050 von heute knapp 45 Mio. Personen 
auf knapp 27 Mio. Personen sinken. Ohne 
Zuwanderung und bei konstanter Erwerbs-
quote fehlen Deutschland in nur 39 Jahren 
achtzehn Millionen Erwerbsfähige. 

Visapolitik ist darum Standortpolitik. Da 
es hier, anders als bei den europäischen 
Schengen-Visa, um nationale Visaregelun-
gen geht, haben wir erheblichen politischen 
Gestaltungsspielraum um Sicherheit und 
Offenheit in Einklang zu bringen. Gelingt 
das nicht, werden die Folgen des Fachkräf-
temangels für den Standort Deutschland 
dramatisch sein. 

Philipp Mißfelder: „Wir müssen den roten Teppich ausrollen, wenn ein Investor einreisen will.“

Visapolitik
für Deutschlands Zukunft
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interview

„Wir stehen zur Sozialen Marktwirtschaft“
Exklusiv-Interview mit der bulgarischen SME-Präsidentin Nadezhda Neynsky

Was sind die wichtigsten Punkte Ihrer 
anstehenden Präsidentschaft?

Nadezhd Neynsky: Als gleich-
zeitige Europaabgeordnete möchte 
ich der SME eine neue Perspektive 
auf die Arbeit des Parlaments und 
einen leichteren Zugang zu den 
Zentren der Politik vermitteln, 
um damit auch dem Mittelstand 
in Europa zu nutzen. Ich denke 
vor allem an Entbürokratisierung, 
niedrigere Steuern, leichteren Zu-
gang zu Investitionsmitteln, den 
leichteren Zugang auch zu interna-
tionalen Märkten. Ich möchte die 
SME Union zu einer europäischen 
Denkfabrik umgestalten.

Welche Vorstellungen haben Sie zur 
Stärkung der Ideale der Sozialen 
Marktwirtschaft, vor allem in den 
jungen Staaten der EU?

Neynsky: Es gibt sehr wohl Unter-
schiede zwischen den Staaten West-
europa und den neuen Mitgliedern 
in Osteuropa, vor allem im Bereich 
der Sozialpolitik und der Steuer- 
und Finanzpolitik. Europas Stärke 
besteht in der Homogenität seiner 
Werte und der Unterschiedlichkeit 
seiner Ausgangslage in den einzel-
nen Ländern. Diese Unterschied-
lichkeit fördert den Wettbewerb 
sowie Innovation und Unterneh-
mertum. Der gemeinsame Markt 
jedenfalls nützt uns allen.

Welche Lösung für die griechische Ver-
schuldenskrise bevorzugen Sie?

Neynsky: Sollte sich Griechenland 
vom Euro verabschieden müssen, 
ist das für alle schmerzhaft, für das 
Land selbst und die restliche Euro-
zone. Niemand kann zur Zeit die 
Frage beantworten, ob ein griechi-
scher Austritt aus der Eurozone die 
Ansteckung weiterer Länder verhin-
dern oder gar beschleunigen wird. 
Im Augenblick scheint ein „Haircut“ 
höchstwahrscheinlich und für die 
Kreditgeber größer als erwartet. In 
jedem Falle steht den Griechen eine 
harte Zeit bevor.

Wie schätzen Sie Ihre Beziehungen zur 
deutschen Mittelstandsvereinigung und 
Mittelstandsunion ein?

Neynsky: Die SME Union be-
kennt sich zu den Prinzipien der 
EVP von Freiheit und Verantwor-
tung und zur Bewahrung unserer 
Umwelt sowie zur sozialen Markt-
wirtschaft. Außerdem stehen wir 
für die Förderung des freien Unter-
nehmertums, für das Prinzip der 
Subsidiarität sowie für die Bekämp-
fung bürokratischer Hemmnisse als 
Hindernis für die wirtschaftliche 
Entwicklung und die Entfaltung 
des Wettbewerbs.

Dies, da bin ich sicher, stimmt 
überein mit den Zielen und dem 
Anspruch der deutschen MIT und 
der MU. Die Deutschen sind bis-
her immer die zahlenmäßig größte 
Gliederung der SME und die ak-
tivste obendrein. Ich möchte, dass 
wir diese fruchtbare Partnerschaft 
fortsetzen.
Die Fragen stellte Günter Kohl

Nadezha Neynsky (49), MdEP

ist bulgarische Europaabgeordnete und 
gehört zum Verbund der in der Europäi-
schen Volkspartei (EVP) zusammenge-
schlossenen Parteien; sie wurde kürzlich 
zur Präsidentin der SME-Union gewählt, 
zu der sich die Mittelstandsvereinigungen 
innerhalb der EVP auf europäischer Ebene 
zusammengeschlossen haben. Zuvor war 
sie bereits seit 2007 Vizepräsidentin.

Neben ihren zahlreichen Mandaten und 
Ämtern seien die folgenden hervorgeho-
ben: stellv. Vorsitzende der EVP, Mitglied 
des Auswärtigen Ausschusses des EP, 
1997 – 2001 Außenministerin Bulgariens, 
seit 2006 Vorsitzende der Rechten Alter-
nativen in Bulgarien, 2008 -09 Vizeprä-
sidentin der bulgarischen Nationalver-
sammlung. 

Die neue Präsidentin der SME-Union als Nach-
folgerin von Peter Jungen: Nadezhda Neynsky 
(Bulgarien)
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Mit drei Milliarden Euro Umsatz, einer 
Milliarde Gästen im Jahr, 62.000 Mit-
arbeitern und 1.400 Restaurants in 
Deutschland ist McDonald’s ja ein „very 
big player“. Ist das Mittelstands-Magazin 
eigentlich Ihr richtiger Gesprächspartner?

Holger Beeck: Sagen wir mal so: 
McDonald’s ist eine der bekanntesten 
Marken der Welt Für den Erfolg des 
Unternehmens gibt es viele Gründe: 
Leckere, beliebte Produkte, ein moder-
nes Restaurantambiente, guter Service 
und nicht zuletzt ein attraktives Preis-
Leistungsverhältnis. Ein ganz wichtiger 
Faktor ist aber die lokale Verwurzelung 
unserer Franchise-Nehmer vor Ort.
Unser Franchise-System ist eines der 
tragenden Säulen von McDonald’s – 
und von mittelständischen Strukturen 
geprägt. Wer von uns die Lizenz zum 

Betrieb eines Restaurants erhält, führt 
dieses auf eigene Verantwortung als 
selbstständiger Unternehmer. Das 
Erfolgsgeheimnis unserer Franchise-
Nehmer ist, dass sie ihre Region genau 
kennen, am sozialen Leben teilnehmen, 
sich vor Ort für gemeinnützige Zwecke 
engagieren und wichtiger regionaler 
Arbeitgeber sind. Kurzum: Sie sind 
entscheidend dafür verantwortlich, 
wie McDonald’s von den Gästen wahr-
genommen wird. 

Das überrascht, denn die wenigsten Men-
schen kennen diese Ihre Struktur mit 250 
Franchise-Nehmern, von denen einer ja 
sogar fast 40 Restaurants hat.

Beeck: Dabei wurde die erste Lizenz 
in Deutschland schon 1975 vergeben. 
Heute werden 82 Prozent der fast 1.400 

Restaurants als Franchise-Betriebe ge-
führt. Ein Franchise-Nehmer besitzt 
dabei durchschnittlich vier Restaurants 
mit je 40 bis 60 Mitarbeitern und einem 
Jahresumsatz von 2,2 Millionen Euro. 
Somit sind unsere Franchise-Nehmer 
gerade in ländlichen Regionen wichtige 
mittelständische Wirtschaft sbetriebe.

McDonald’s ist ja weltweit und auch in 
Deutschland die Nr. 1 in der Systemgas-
tronomie mit täglich 2,7 Mio. Gästen, 
allein in unserem Land. Woher beziehen 
Sie Ihre Rohstoff e?

Beeck: Über 70 Prozent unserer Roh-
stoff e kommen aus Deutschland, beim 
Fleisch sind es sogar 90 Prozent. Für 
die Big Mac, Hamburger und Cheese-
burger verwenden wir ausschließlich 
deutsches Rindfl eisch. Wir achten 

Wir sind regionale MittelständlerWir sind regionale MittelständlerWir sind regionale MittelständlerWir sind regionale Mittelständler
Exklusiv-Interview mit Holger Beeck, Vizepräsident McDonald’s Deutschland
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grundsätzlich auf kurze Transportwege 
und sehen, dass dies unseren Gästen 
wichtig ist. Natürlich kann man nicht 
unseren gesamten Bedarf an Rohstoffen 
ausschließlich in Deutschland decken 
– im Winter sind wir etwa gezwungen, 
Salat aus dem europäischen Ausland zu 
beziehen.

... und wo wird dies alles für die Restau-
rants vorbereitet?

Beeck: Produkte werden grundsätz-
lich frisch im Restaurant für den Gast 
zubereitet. Dahinter steht natürlich 
eine ausgereifte Logistik, die höchste 
Qualitätsstandards sicherstellt. Unse-
re Pommes werden beispielsweise aus 
der ganzen Kartoffel geschnitten, vor-
frittiert und sofort tiefgefroren. In 
unseren Restaurants werden sie dann 
lediglich in reinem Pflanzenöl frittiert, 
Salz drauf, fertig. Franchise-Nehmer 
und ihre Teams sollen sich voll und 
ganz auf die Zubereitung und Verkauf 
der Produkte konzentrieren können. 
Quasi im Rücken kümmern wir uns um 
die Produktqualität, die Verfügbarkeit, 
die Lagerung und Anlieferung.

McDonald’s kam vor 40 Jahren nach 
Deutschland, und zwar hier nach Mün-
chen. Heutzutage eröffnen sie 20 bis 30 
weitere Restaurants im Jahr. Geht die Ex-
pansion so weiter?

Beeck: Auch in den nächsten Jahren 
planen wir Neueröffnungen in ver-
gleichbarer Anzahl. Dabei legen wir den 
Fokus vor allem auf Neueröffnungen 
innerhalb sogenannter „High Traffic 
Areas“ – prominente Innenstadtlagen, 
Bahnhöfe, Flughäfen oder Standorte in 
Autobahnnähe. 

Ein Franchise-Nehmer muss bei Ihnen ja 
fast 800.000 Euro auf den Tisch legen, 
nicht gerade eine kleine Summe für Exis-
tenzgründer?

Beeck: Man muss diese Summe sicher-
lich im Zusammenhang sehen. Fran-
chise-Nehmer erhalten von uns einen 
langfristig angelegten Vertrag über 20 
Jahre. Dafür bekommt der Unterneh-
mer eine umfassende Standortanalyse, 
wir erwerben das Grundstück und er- McDonald’s Vize-Chef Holger Beeck (rechts) im Gespräch mit MIT-Magazin-Chefredakteur Günter Kohl

richten das Gebäude. Fortlauflaufende 
Unterstützung nach Eröffnung versteht 
sich von selbst. Und: er agiert mit einer 
starken, bekannten Marke im Rücken. 
Dass unsere Lizenz bei Franchise-Neh-
mern auch nach vielen Jahren weiterhin 
hoch im Kurs steht, zeigt sich daran, 
dass wir derzeit oft Restaurants an die 
zweite Generation übergeben. 

Bei den Arbeitsplätzen in Ihrem Unter-
nehmen denken viele an Billig-Jobs, an 
Angelernte und geringfügig Beschäftigte 
– ist das so?

Beeck: McDonald’s ist heute ein attrak-
tiver, sicherer Arbeitgeber mit vielseiti-
gen Karrieremöglichkeiten. Abiturien-
ten bieten wir im dualen Studiengang 
den Abschluss Bachelor of Arts / Sci-
ence in Zusammenarbeit mit Berufsaka-
demien und Hochschulen. Abiturienten 
und Realschüler können die Ausbildung 
zum Fachmann/ -frau für Systemgastro-
nomie machen. Hauptschüler sprechen 
wir mit der Ausbildung zur Fachkraft im 
Gastgewerbe in der Systemgastronomie 
an. Wir wählen dabei Bewerber schwer-
punktmäßig nach ihrem Talent aus, 
Noten sind bei uns nicht die Hauptsa-
che. Und wir haben offensichtlich einen 
guten Riecher, denn rund 70 Prozent 
unserer Auszubildenden werden über-
nommen. Der durchschnittliche Stun-
denlohn in unseren Restaurants beträgt 
übrigens € 9,50 und liegt klar über dem 
geforderten Mindestlohn der Grünen. 

Durch ein Urteil des BFH sind die ge-
splitteten MwSt.-Sätze im Gastgewerbe 
wieder in den Fokus gerückt. Wie hand-
haben Sie dies?

Beeck: McDonald’s in Deutschland 
wendet gemäß der seit langem geltenden 
gesetzlichen Bestimmungen zum Umsatz-
steuerrecht auf seine Umsätze aus Restau-
rationsleistungen den Steuersatz von 19 
Prozent an, während Nahrungsmittel 
„zum Mitnehmen“ mit dem ermäßigten 
Steuersatz von 7 Prozent besteuert wer-
den. Die aktuell veröffentlichten Urteile 
des Bundesfinanzhofes haben deshalb für 
uns keine Auswirkungen.

Warum gibt es bei Ihnen eigentlich keine 
besonderen regionalen Angebote, z.B. 
etwas Spezielles zum Münchner Oktober-
fest, zum Nürnberger Christkindles Markt 
oder zum rheinischen Karneval?

Beeck: Wir achten darauf, dass unsere Ak-
tionen für alle deutschen McDonald’s Fans 
relevant sind. Aktionen wie „Mein Burger“, 
bei der wir den Deutschen den Wunsch 
nach selbst kreierten Burgern erfüllt haben, 
oder die „Hüttengaudi“ sind speziell auf 
Deutschland zugeschnitten. Auch der Veg-
gieburger ist ein eher deutsches Phänomen. 
Und mit unserem Nürnburger waren wir 
schon sehr regional. Klar ist, dass wir stets 
einen guten Mix finden müssen zwischen 
weltweit beliebten Klassikern und speziel-
len nationalen Angeboten. 
Die Fragen stellte Günter Kohl
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Bitte lesen Sie weiter auf Seite 22

Von Silke Becker

Lehman-Pleite, Finanzkrise, Japan-
Tsunami, Griechen-Hilfen... in den 
letzten Jahren ging es an den Bör-
sen turbulent zu. Krisen scheinen 
inzwischen fast schon zur Tages-
ordnung zu gehören. Was bedeutet 
das für Anleger, wie reagiert man 
richtig? Wir fragten Matthias Klein 
(46), Vorstand des Münchener 
Finanzdienstleistungskonzerns 
FIHM AG und Guido Schmedes 
(37), Abteilungsleiter Vermögens-
beratung Firmenkunden bei der 
Hamburger Sparkasse. Für beide 
Experten gehört die Geldanlage 
zum täglichen Geschäft. Hier ihre 
Antworten.

Man hat als Laie den Eindruck, an den 
Börsen geht es wesentlich bewegter zu 
als noch vor 20 Jahren. Stimmt das oder 
trügt dieses Gefühl, ist dieses Auf und Ab 
also normaler als man glaubt?

Matthias Klein: Die Unsicherheiten 
haben tatsächlich sehr stark zugenom-
men. Auch das aktuelle Thema Staats-
verschuldung ist noch nie in dieser 
Form dagewesen, wir leben also in un-
gewöhnlichen Börsenzeiten. 

Guido Schmedes: Wir hatten in den 
letzten zehn Jahren mindestens drei 
schwere Krisen. Bislang galt eher die 
Faustregel, dass solche Krisen nur etwa 
alle 50 Jahre vorkommen. Dafür gibt es 
verschiedene Gründe, unter anderem 
die globale Vernetzung. Informatio-
nen sind immer schneller verfügbar 
und man kann immer schneller darauf 
reagieren. Das gilt auch für die gesamte 
Wirtschaft, insofern ist die Börse Aus-
druck unseres modernen Wirtschafts-
lebens.

Heißt das, dass man als Laie besser seine 
Finger von der Aktie lassen sollte?

Klein: Nein, auf keinen Fall. Nach wie 
vor ist die Aktie eine der wichtigsten 
Anlageformen, weil man mit der Aktie 
in Sachwerte investiert, Stichwort Infla-

tionsschutz. Allerdings sollten Anleger 
einen langen Zeithorizont von mindes-
tens zehn, besser 15 Jahren haben. Bei 
kurzfristigen Investments sollte man 
besser andere Anlageklassen wählen.

Schmedes: Nein, die Aktie gehört nach 
wie vor in jedes vernünftig strukturierte 
Depot. Allerdings empfehlen wir wegen 
der unklaren Zukunftsperspektiven der-
zeit, den Aktienanteil etwas niedriger 
zu halten als in „normalen“ Zeiten. 
Mittelfristig, wenn die Situation sich 
wieder etwas beruhigt hat, werden wir 
unsere Empfehlung aber wieder anhe-
ben. 

Soll man jetzt kaufen?

Klein: Die derzeitigen Kurse sind schon 
Kaufkurse. Man weiß natürlich nicht, 
ob der Tiefstand erreicht ist, aber Qua-
litätstitel sind bereits jetzt sehr günstig 
bewertet. Allerdings sollte man gerade 
in unsicheren Zeiten besonders auf 
Qualität achten. Ich empfehle Papie-
re von erfolgreichen und namhaften 
Unternehmen, die regelmäßig seit Jah-
ren eine hohe Dividende ausschütten. 
Diese Firmen beweisen seit Langem, 
dass sie sich auch in schwierigen Zeiten 
am Markt behaupten können. Dadurch 
hat man eine hohe Sicherheit, dass dies 
auch in Zukunft so sein wird. Dividen-

den kann man dauerhaft ja nur zahlen, 
wenn man auch Gewinn erwirtschaftet, 
deshalb ist das ein guter Indikator für 
die Qualität. 

Schmedes: Jein. Die Kurse sind zwar 
sehr günstig, aber ich würde noch die 
Bodenbildung abwarten. Es gibt aber 
schon jetzt Qualität zum guten Preis. 
Man weiß jedoch nicht, wie es in den 
nächsten Wochen und Monaten wei-
tergeht. Wer demnächst Geld anlegen 
möchte, dem empfehle ich die Salami-
taktik. Also in mehreren Tranchen in 
den nächsten Monaten nach und nach 
kaufen. Wichtige Qualitätskriterien 
sind das Kurs-Buch-Verhältnis und 
die Dividendenrendite. Derzeit sind 
wegen der gefallenen Kurse attraktive 
Dividendenrenditen möglich. 

Was ist besser: Einzeltitel oder Fonds?

Klein: Für den unerfahrenen Anleger 
oder bei kleineren Summen Fonds. 
Damit ist das Risiko einfach geringer 
als bei Einzeltiteln. 

Schmedes: Das kann man so nicht 
sagen, dies hängt vom Anleger ab. Bei 
Fonds kann man mit weniger Kapital 
mehr Markt abdecken, das ist natür-
lich ein Vorteil. Ich persönlich würde 
als Basisinvestments Fonds kaufen und 

Matthias Klein Guido Schmedes

······  Aktien  ······  InvestmentFonds  ······  Staatsanleihen ·····  Immobilien  ······  Aktien  ·····
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dann gezielt Einzeltitel hinzunehmen. 
In engen Märkten, also beispielsweise 
bei Emerging Markets, Small Caps oder 
ähnlichem würde ich allerdings immer 
eine Fondslösung empfehlen, weil man 
als Laie zu wenig Überblick über den 
Markt hat.

Wo soll man investieren? In Deutsch-
land, Europa oder weltweit?

Klein: Deutschland alleine reicht de-
finitiv nicht mehr, sondern man sollte 
auf jeden Fall im entwickelten Europa 
investiert sein. Wie weit man darüber 
hinausgeht, hängt von der persön-
lichen Risikoneigung ab, ob man also 
nur entwickelte Länder wie beispiels-
weise die USA hinzunimmt oder auch 
die Schwellenländer. Es geht auch ohne 
Schwellenländer. 

Schmedes: Das hängt von der Risiko-
neigung ab. Da die namhaften deut-
schen Unternehmen fast alle weltweit 
agieren, kann man seine Investments 
durchaus auch auf Deutschland be-

schränken. Dadurch ist man indirekt 
trotzdem international investiert. 
Was halten Sie von Anleihen?

Klein: Gute Staatsanleihen sind nach 
wie vor empfehlenswert. Viele Deut-
sche haben allerdings eindeutig zu 
viele festverzinsliche Anlagen. Es geht 
ja nicht nur um die Papiere im Depot, 
sondern um das Gesamtvermögen. 
Beispielsweise ist man ja über Lebens-
versicherungen, Pensionszusagen 
oder ähnliches indirekt in Anleihen 
investiert. Deshalb rate ich ganz klar 
vorrangig zum Kauf von Aktien sowie 
Anlageimmobilien, um das Vermögen 
insgesamt ausgewogener zu investieren. 

Schmedes: Grundsätzlich gehören 
auch Anleihen in ein ausgewogenes 
Depot. Derzeit ist in den meisten De-
pots allerdings eine Fehlallokation zu 
beobachten, der Aktienanteil ist bei 
den meisten einfach zu gering. Gute 
Anleihen sind derzeit sehr niedrig ver-
zinst, oft unterhalb der Inflationsrate. 
Langfristig droht also Vermögensver-

lust. Wenn überhaupt, würde ich 
momentan deshalb nur Anleihen mit 
kurzen Laufzeiten unter drei Jahren 
kaufen.

Wie steht es mit Gold?

Klein: Davon rate ich ab, das ist hoch-
riskant. Gold erwirtschaftet keine Ren-
dite. Das lohnt sich nur, wenn man auf 
Wertsteigerungen setzt. Angesichts der 
enormen Goldvorräte in der Welt halte 
ich eine solche Wertsteigerung langfris-
tig für unwahrscheinlich. 

Schmedes: Der Markt ist derzeit pa-
nikgesteuert, der Kurs ist eng mit der 
Überschuldung der Euroländer ver-
knüpft. Es ist völlig unklar, wie sich die 
Politik entscheidet und damit der Kurs 
entwickelt. Als Beimischung von maxi-
mal fünf Prozent kann man es machen, 
als Hauptinvestment definitiv nicht. 

Immobilien sind ja derzeit als scheinbar 
sichere Anlage sehr gefragt. Was halten 
Sie davon?

···  InvestmentFonds  ·····  Staatsanleihen  ·····  Lebensversicherungen  ·····  Immobilien  ··
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Klein: Grundsätzlich sind Immobilien 
eine Alternative zu Aktien, um in Sach-
werte zu investieren. Wer die Nerven 
für Aktien nicht hat, sollte Immobilien 
kaufen. Damit meine ich allerdings 
nicht das selbstgenutzte Eigenheim, 
sondern Anlageimmobilien. Grund-
sätzlich muss das Objekt in sich ren-
tabel sein, die Rendite darf nicht nur 
durch die Steuervorteile kommen. Ich 
empfehle gute Büroobjekte in wachs-
tumsstarken Ballungsräumen im In-
land. Also beispielsweise Toplagen in 
Frankfurt/M., München, Hamburg, 
Köln/Düsseldorf. Wichtig sind lang-
fristige Mietverträge mit erstklassigen 
Mietern, beispielsweise der öffentli-
chen Hand. Bei Wohnhäusern würde 
ich tendenziell eher abraten, hier ist 
der Verwaltungsaufwand oft zu hoch 
und Rendite sehr niedrig. Dies hängt 
aber vom Objekt ab. Alternativ bietet 
sich auch ein Immobilienfonds an, 
allerdings sollte man darauf achten, 

dass er nur hochwertige Objekte in 
Deutschland mit Top-Mietern enthält. 
Schmedes: Einzelimmobilien loh-
nen sich kaum noch. Gute Immobi-
lien sind inzwischen sehr, sehr teuer, 
auch weil viele Ausländer derzeit in 
Deutschland Immobilien erwerben. 
Drei Prozent Rendite muss man bei 
Zinshäusern in guten Lagen schon 
suchen. Man hat viel Verwaltungs-
aufwand, außerdem ist das Geld sehr 
lange gebunden. Im Bürobereich ist es 
noch etwas günstiger, aber die Preise 
ziehen an. Dennoch: Immobilien ge-
hören als stabilisierende Anlageklasse 
in jedes Depot – am besten durch 
Fonds. Wir empfehlen derzeit, 20 bis 
30 Prozent in offenen Immobilien-
fonds anzulegen.

Die Kurseinbrüche der letzten Zeit 
verunsichern die Anleger ganz massiv. 
Wie sollte man bei solchen Kursstürzen 
reagieren?

Klein: Ruhe bewahren, ich warne 
vor allen übereilten Spontanent-
scheidungen. Extremreaktionen 
und Panikverkäufe kosten in der 
Regel viel Geld. Man sollte nie ver-
kaufen, wenn alle verkaufen und nie 
kaufen, wenn alle kaufen. Wenn man 
sich einmal entschieden hat, sollte 
man die eigene Anlagestrategie auch 
konsequent durchziehen. Je stärker 
ein Titel steigt, desto stärker kann er 
auch wieder fallen. Schwankungen 
von 30 Prozent sind heutzutage ja 
fast schon normal. Solange ich von 
einem Titel überzeugt bin, sollte ich 
nicht verkaufen, langfristig wird er 
sich dann auch wieder erholen. Aller-
dings sollte man etwa einmal pro Jahr 
prüfen, ob die Anlagestrategie noch 
zur Lebensplanung passt und gege-
benenfalls nachjustieren. Ansonsten 
sollte man es nicht übertreiben. Nach 
wie vor gilt die alte Börsenweisheit: 
Hin und her macht Taschen leer. 
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Schmedes: Wenn die Struktur des 
Depots stimmt, sollte man nichts 
machen. Auf keinen Fall sollte man 
aus Angst alles verkaufen, denn das 
Geld muss ja schließlich irgendwo-
hin. Allerdings ist ein Markteinbruch 
ein Anlass, das Depot zu überprüfen. 
Man muss insgesamt sicher häufi ger 
hinschauen als früher, ein Depotcheck 
zwei bis vier mal pro Jahr muss sein. 
Auch als sicher geltende Qualitäts-
aktien sind heutzutage gegen massive 
Wertverluste nicht gefeit. Kursein-
brüche bei Versorgern wie RWE 
oder Eon waren beispielsweise früher 
undenkbar. In solchen Fällen muss 
man auch gegen sein Bauchgefühl 
Entscheidungen treff en. Man sollte 
nicht an den Titeln kleben bleiben, 
sondern konsequent verkaufen bzw. 
Stopp-Loss-Linien nutzen. 

Was entscheidet über den Erfolg an der 
Börse?

Klein: Der Anlageerfolg hängt in ers-
ter Linie von der Disziplin ab. Man 
sollte die einmal gewählte Anlage-
strategie diszipliniert umsetzen und 
konsequent durchhalten. 

Schmedes: Ganz klar die Depotstruk-
tur. Das Timing, also der Kauf-und 
Verkaufszeitpunkt sowie die Auswahl 
der einzelnen Titel sind demgegen-
über eher nachrangig.

Wie sollte derzeit ein gut strukturiertes 
Depot aussehen?

Klein: Wer bei Kursstürzen nicht 
mehr ruhig schlafen kann, sollte vor-
wiegend auf Anlageimmobilien set-
zen. Chancenorientierten rate ich zu 
Aktien. Maximal sehe ich 20 Prozent 
Anleihen im Depot. Als Liquiditätsre-
serve empfehle ich zehn bis 20 Prozent 
auf Tagesgeldkonten. 

Schmedes: Aktuell empfehlen wir 
bei einem ausgewogenen Depot rund 
45 Prozent kurzfristige Anleihen, 20 
Prozent Aktien, 25 Prozent Immobi-
lienfonds und 10 Prozent Liquidität. 

···  aktiEn  ····  invEstMEntFonds  ····  Gold  ····  iMMoBiliEn ·

Auch bei einem chancenorientierten 
Anleger würden wir den Aktienanteil 
derzeit nicht wesentlich über 30 Pro-
zent setzen, normalerweise empfehlen 
wir hier bis zu 60 Prozent. 

Welche Tipps können Sie sonst noch 
geben?

Klein: In vielen Fällen gilt leider: Gier 
und schon der bloße Gedanke an das 
Sparen von Steuern fressen Hirn. 
Jedes Mehr an Rendite wird immer 
mit einem Risiko erkauft . Man sollte 
konservativ und in solide Qualität in-
vestieren, dann wird man langfristig 
auch Erfolg haben. Bevor man in-
vestiert, sollte man außerdem seine 
Schulden tilgen, also erst schnellst-
möglich das Eigenheim abzahlen, 
dann Geld anlegen. 

Schmedes: Viele kaufen derzeit ver-
meintliche Sicherheit. Anleihen oder 
Gold beispielsweise sind gar nicht so 
sicher, wie man glaubt. Aktien da-
gegen sind langfristig besser, als man 
denkt. Die Auft ragslage ist aufgrund 
der guten Konjunktur bei den meisten 
Unternehmen gut, die Bücher sind 
voll, die Rezession wird momentan 
herbeigeredet. 

 Mit Zorn und Zärtlichkeit 
an der Seite der Armen

 Spendenkonto 10 10 10
Pax Bank · BLZ 370 601 93

 „Wie gehen Sie mit 
Schwächeren um?“

 Ranga Yogeshwar, 
Wissenschaftsjournalist
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Den Coupon senden an: 
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himmlischer dialog

Man: God?
God: Yes?
Man: Can I ask you something?
God: Of course!
Man: What's a million years for you?
God: A second.
Man: And a million dollars?
God: A penny.
Man: God, Could I have a penny?
God: Wait for a second.
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BÜchEr

für 
Sie gelesen ......

von Günter Kohl

schnelligkeit durch vertrauen
Hörbuchfassung, 12 CDs, 49,90 Euro
Gabal Verlag
ISBN 978-3-86936-210-6

Vertrauen ist einer der Schlüsselfaktoren 
erfolgreicher Unternehmensführung. Der 
Autor Stephen Covey räumt auf mit der 
Vorstellung, Vertrauen lasse sich wirt-
schaftlich nicht messen. Er zeigt an Hand 
von zahlreichen Beispielen und Fakten, 
dass erst Vertrauen den ökonomischen 
Erfolg nachhaltig sichert. Ein Hörbuch für 
Führungskräfte, Manager, Teamleiter und 
Personalentwickler.

schwarmintelligenz im Unternehmen
Jochen May
Geb., 257 S., 34,90 Euro
Wiley-VCH Verlag, 
ISBN 978-3-89578-391-3

Schwarmintelli-
genz  beruht  auf 
der  geschick-
ten  Vernetzung 
unterschiedlicher 
Kompetenzen der 
Schwarmmitglie-
der.  Komplexe 
Sachverhalte  er-
scheinen  unter 
vielen  Blickwin-
keln und werden 
dadurch  treffen-

der erfasst. Dieses Buch stellt die dazu 
notwendigen Führungsinstrumente vor. 
Es weist einen leicht gangbaren, praxis-
orientierten Weg, Schwarmintelligenz für 
das Unternehmen nutzbar zu machen.

Mehr als bloß ein Job
Carmen Schön
Geb., 220 S., 24,90 Euro
Gabal Verlag
ISBN 978-3-86936-173-4

Jedes Unternehmen sucht sie, die Füh-
rungskraft, die ihren Job mit Leib und 
Seele ausübt und lebt. Und auch Sie, 
die Führungskraft, suchen eine Aufgabe, 
bei der Sie sich einbringen und die Sie 
unternehmerisch mitgestalten dürfen. 
Carmen Schön ermutigt ihre Leser, ihre 
unternehmerischen Fähigkeiten zu ent-
decken und die täglichen Aufgaben im 
Job nicht nur zu verwalten, sondern aktiv 
zu gestalten.

schlagzeilen, skandale, sensationen
Kurt W. Zimmermann
Geb., 244 S. 24,90 Euro
Orell Füssli Verlag
ISBN 978-3-280-05418-5

Die  Medienbran-
che  hat  eine  der 
schwersten Krisen 
ihrer  Geschichte 
hinter  sich.  Aber 
die  Modelle  für 
die  Zukunft  sind 
noch  nicht  ge-
funden. Rund um 
Presse,  TV  und 
Internet gibt es da-
rum ökonomische 
Schlachten genau-

so wie Glaubenskriege. Auch die Journalis-
ten kommen in diesem Umfeld vermehrt 
in die Kritik. Der verschärfte Wettbewerb 
hat die journalistische Arbeit grundlegend 
verändert.

vom drogen-Jetset
in den Frauenknast
Andrea Mohr
Geb., 320 S., 19,99 Euro
Egmont Verlag
ISBN 978-3-8025-3742-4

Fünf Jahre war die Autorin in einem der 
härtesten Frauengefängnisse der Welt in-
haftiert. Packend und schockierend ehrlich 
erzählt sie ihre manchmal entsetzliche Ge-
schichte als Kokain-Händlerin, Drahtziehe-
rin eines Kartells bis hin zurück in ihre pfäl-
zische Heimat, wo sie ihren Frieden fi ndet.

innovationsweltmeister
Maurer/ Feidler
Geb., 340 S., 39,90 Euro
Wiley Verlag
ISBN 978-3-527-50647-7

Deutschland möch-
te Innovationswelt-
meister  werden, 
doch leider kursie-
ren  in  Politik  und 
Unternehmen viel 
zu  viele  falsche 
Rezepte,  findet 
das  Autorenpaar. 
Das  Erreichte  zu 
verteidigen werde 

langfristig nicht reichen. Trauten einem die 
eigenen Investoren keine grundlegenden 
Innovationen zu, sei eine tiefgreifende 
Transformation  notwendig.  Das  Buch 
enthält eine praktische Anleitung für den 
eigenen Innovationserfolg.

Managerismus
Manfred Hoefl e
Geb., 247 S., 19,90 Euro
Wiley Verlag, ISBN 978-3-527-50460-2

Der vom Autor benutzte Begriff des „Ma-
nagerismus“ umschreibt die heute häufi g 
anzutreffende Form der Unternehmen-
steuerung und des Umgangs mit Men-
schen und Werten. Für den Autor eine ge-
netische Fehlentwicklung im Management 
vor allem von börsennotierten Unterneh-
men. Schlechtes Verhalten verdrängt das 
gute, weil es vermeintlich erfolgreicher 
ist. Das Buch beschreibt und benennt die 
Deformation ganz konkret.

die Glaubensgemeinschaft 
der Ökonomen
H.C. Binswanger
Brosch., 148 S., 16,- Euro
Murmann Verlag, ISBN 978-3-86774-136-1

„Die  Geld-Schöpfung  muss  der  Natur-
Schöpfung untergeordnet werden. Nur 
dann kann es gelingen, die ökonomisch-
ökologische Synthese herzustellen, die wir 
suchen.“ Immer mehr Menschen machen 
sich Sorgen, was das Tun der Geldwirt-
schaft angeht – wenn deren Arbeit ins Lee-
re trifft, über das Ziel hinausschießt oder 
auch das Gegenteil des eigentlichen Plans 
bewirkt. Der Autor und „Welt-Ökonom“ 
Binswanger  setzt  sich  kritisch  mit  der 
gegenwärtigen Entwicklung auseinander.
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Mit dem Panamera S Hybrid schlägt 
Porsche ein neues Kapitel auf und 
schreibt die Erfolgsgeschichte des 
viertürigen Gran Turismo fort. Das neue 
Modell ist nicht nur der sparsamste 
Porsche aller Zeiten, er schlägt auch 
alle Vollhybrid-Serienfahrzeuge seiner 
Klasse, der Luxusklasse, in Verbrauch 
und CO2-Emissionen um Längen. 
Gleichzeitig bietet er ohne jegliche 
Einschränkungen die charakteristische 
Sportlichkeit, Exklusivität und den in-
dividuellen Komfort der einzigartigen 
Gran Turismo-Familie von Porsche.

segeln mit 165 km/h
Der Porsche Panamera S Hybrid bietet als 
erster Parallel-Vollhybrid in der Luxusklasse 
wirklich einzigartige Fähigkeiten. Die rein 
elektrische Reichweite liegt bei rund zwei 
Kilometern, elektrisches Fahren ist je nach 
Fahrsituation bis zu 85 km/h möglich. Als 
weltweit einziges System ermöglicht der 
Porsche-Hybrid auch die Erschließung von 
weiteren Verbrauchspotenzialen in höheren 
Geschwindigkeitsbereichen durch das Rol-
len mit abgeschaltetem Verbrennungsmotor 
– das so genannte „Segeln“ auf Autobahnen 
und Landstraßen. Dabei wird bei Geschwin-
digkeiten von bis zu 165 km/h in Phasen 
ohne Antriebsleistung der Verbrennungs-
motor vom Antriebstrang abgekoppelt und 
abgeschaltet.

Das neue Hybrid-Modell entspricht äußer-
lich weitestgehend dem Panamera S. Unter-

scheidungsmerkmale sind die Schrift züge 
„Panamera S hybrid“ am Heck und „hybrid“ 
auf beiden Vordertüren. Auch in Sachen Aus-
stattung liegt der Hybrid auf dem sehr hohen 
Niveau des Panamera S mit Achtzylindermo-
tor. Darüber hinaus ist das Hybrid-Modell 
serienmäßig mit der adaptiven Luft federung 
inklusive adaptivem Dämpfersystem PASM, 
mit Servotronic und einem Heckwischer 
ausgestattet. Außerdem besitzt der Neue ein 
innovatives Anzeigekonzept, das dem Fahrer 
alle relevanten Informationen über die hyb-
ridspezifi schen Fahrzustände liefert.

Das Antriebskonzept des Panamera S Hybrid 
entspricht damit dem System, das sich bereits 
im Cayenne S Hybrid bewährt. Weiterent-
wicklung und Anpassung an die Möglichkei-

der Panamera s hybrid in kürze

Parallel-Vollhybrid, Dreiliter-V6-Kompres-
sormotor und Synchron-Elektromaschine 
mit 380 PS (279 kW) Systemgesamtleis-
tung; Achtgang-Tiptronic S; Beschleu-
nigung 0 – 100 km/h in 6,0 Sekunden; 
Höchstgeschwindigkeit 270 km/h; Ver-
brauch im NEFZ 7,1 l/100 km; CO2 167 g/
km; mit rollwiderstandsreduzierten All-
Season-Reifen 6,8 l/100 km; CO2 159 g/
km. Preis: ab 106.185,- Euro

aUto-tEst

Panamera S Hybrid: Segeln mit 165 km/h

ten des Porsche-Gran Turismo bescherten 
dem Hybridantrieb im Panamera jedoch 
verbesserte und zusätzliche Funktionen. So 
liegen die Grenzgeschwindigkeiten für rein 
elektrisches Fahren und Segeln höher, das 
Fahren im E-Modus ist länger möglich und 
die aktive Batteriekühlung erhöht die Verfüg-
barkeit des Hybridsystems.

stattliche steuervorteile
Durch die signifi kant verringerten Emissio-
nen bringt der Panamera S Hybrid in vielen 
Märkten derzeit Steuervorteile mit sich. Im 
Vergleich zum Panamera S liegt die Kraft -
fahrzeugsteuer in Deutschland um 204 Euro 
jährlich niedriger. In Frankreich spart das 
Hybrid-Modell dem Halter einmalig 1.850 
Euro, in Spanien 4.475 Euro und in den 
Niederlanden 8.584 Euro. Auf den außer-
europäischen Märkten sind Einsparungen in 
den USA bis zu 2.200 US-Dollar möglich, 
Japan erlässt dem Käufer eines Panamera S 
Hybrid umgerechnet rund 4.000 Euro, und 
in China summiert sich der Vorteil auf einen 
Gegenwert von rund 15.000 Euro. Stattliche 
Summen, die vor allem im Ausland die Attrak-
tivität dieses Autos erhöhen. Günter Kohl

Panamera s hybrid

der sparsamste Porsche aller Zeiten

Das Cockpit beeindruckt durch seine Vielfalt und ist dennoch übersichtlich

Panamera s hybrid

der sparsamste Porsche aller Zeiten
Panamera s hybrid

der sparsamste Porsche aller Zeiten
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Als sportliches Auto ist der 3er BMW bekannt. 
Wer es familiärer will, schaut zum gleicherma-
ßen praktischen wie schmucken Touring. Und 
Vielfahrer lieben die sparsame und dynamische 
Limousine vom Typ 320d. Doch das interessante 
Paket in der umfangreichen 3er Reihe ist wohl das 
Coupé in der sportlichen, aber sparsamen 325er-
Diesel-Version.
Das 325d Coupé erlaubt Sportlichkeit und Dyna-
mik ohne Reue. Dabei ist der 325d seit einiger Zeit 
eine Mogelpackung: Seine 145 kW/197 PS holt er 
zwar wie gehabt aus sechs Brennkammern - jedoch 
addieren sich die nun auf drei Liter Hubraum und 
nicht wie zuvor 2,5.
Wer ein sportliches Coupé bewegen möchte, der 
sollte sich daher gar nicht erst fragen, ob es nicht 
auch die kleinere Version 320d Coupé tut. Die 
Fahrleistungen des 325d Coupé sprechen für sich. 
Von 0 auf 100 km/h rennt er in 7,3 Sekunden. 
Und eine gemessene Höchstgeschwindigkeit von 

242 km/h bringen einen fast so zum Strahlen wie 
der sparsame Verbrauch.

6,3 liter diesel auf 100 km
Im Praxistest gab sich der immerhin 1,6 Tonnen 
schwere Hecktriebler mit gerade mal 6,3 Litern 
Diesel auf 100 Kilometern zufrieden. Die Bayern 
versprechen sogar 5,9 Liter. Doch wer sportlich 
unterwegs ist, der wird sich über den geringen 
Mehrverbrauch im realen Leben kaum beklagen. 
Schließlich muss man bei anderen Coupé-Kon-
kurrenten für ähnliche Fahrleistungen zwei bis 
drei Liter mehr kalkulieren. Und eine Reichwei-
te von gut und gerne 1.000 Kilometern mit einer 
Tankfüllung ist allemal die Anerkennung wert. 

Fairer Preis - teure Extras
Der Basispreis des 4,58 Meter langen 325d 
Coupés, liegt mit 40.600 Euro nur knapp über 
der Vierzylinderversion des 320d Coupé. Es ist 

die Aufpreisgestaltung, die den Viersitzer aller-
dings zum teuren Vergnügen macht. Dafür kennt 
der Fahrspaß im 325d Coupé kaum Grenzen. Das 
Fahrwerk ist bereits in der Basiskonfi guration 
straff , und das Sportfahrwerk kann man daher 
getrost in der Aufpreisliste lassen. Die Lenkung in-
formiert den Fahrer vorbildlich über den Zustand 
der Fahrbahn. Wank- und Nickbewegungen der 
Karosserie bleiben wegen eines niedrigen Schwer-
punktes und der vorbildlichen Gewichtsverteilung 
außen vor.
Groß gewachsene Fahrer werden jedoch leichte 
Probleme haben, die perfekte Sitzposition zu fi n-
den. Gerade für ein Sportcoupé sitzt man nicht 
nur teuer, sondern auch zu hoch. 
Ordentlich sind dagegen die Ablagen, die noch 
vor Jahren ein Makel der Coupé-Klasse waren. 
Becherhalter schwingen versteckt und nahezu 
lautlos aus dem Armaturenbrett, und die Türta-
schen nehmen Stift e und Mobiltelefone ebenso 
gerne auf wie die Mittelarmlehne. Praktisch: der 
Gurtbringer. 
Der Fond bietet zwei Sitzmöglichkeiten, die 
durch ein praktisches Ablagesystem voneinan-
der getrennt sind. Doch wann nimmt in einem 
Coupé-Fond schon mal jemand Platz? So stört es 
kaum, dass die Beinfreiheit winzig ist und der Ein-
stieg trotz des verschiebbaren Vordersitzes einer 
Gymnastikübung gleichkommt. Hinten wird man 
in der Realität eher Taschen vorfi nden, die nicht 
mehr in den 440 Liter großen Laderaum passen.
Wer sportlich unterwegs sein möchte und an der 
Tankstelle nicht die Quittung dafür zahlen will, 
wird an dem BMW 325d Coupé seine wahre 
Freude haben. Es müssen eben nicht immer die 
Topmodelle sein. Günter Kohl

Der BMW 325d Coupé erlaubt Sportlichkeit und Dynamik ohne Reue

sportlich und sparsam
Der BMW 325d Coupé besticht durch seine Dynamik

sportlich und sparsam
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Rechtliche Fragen beherrschen 
unseren Alltag und auch das Mitein-
ander im Berufsleben. Die Beziehun-
gen zwischen Unternehmen stehen 
ebenso auf dem rechtlichen Prüf-
stand, wie die Vertragsverhältnisse 
zwischen Firmen und Verbrauchern.

Wir wollen helfen, mehr Licht in den 
Paragrafen-Dschungel zu bringen. 
Dazu geben wir Ihnen gerne die 
Gelegenheit, uns Fragen zu recht
lichen Problemen zu senden. Eine 
kurze Mail genügt. Wir werden jeden 
Monat ausgewählte Fragen  veröf-
fentlichen und beantworten oder zu 
aktuellen Themen Wissenswertes 
mitteilen. 

Aber Achtung: Es geht dabei nicht 
um eine individuelle rechtliche Be-
ratung. Die erhalten Sie bei Ihren 
Rechtsanwälten vor Ort. Wir wollen 
vielmehr allgemeine rechtliche Ten-
denzen aufzeigen.

Seit einiger Zeit tritt sie nun im 
deutschen Rechtsverkehr auf: die 
Unternehmergesellschaft (haf-
tungsbeschränkt). Die „kleine 
Schwester“ der GmbH ist dabei 
insbesondere bei Firmengründern 
beliebt, die eigentlich in Form einer 
GmbH firmieren wollen. Sie scheu-
en aber noch die Einzahlung der 
hohen Stammeinlage und wollen 
zunächst die Geschäftsentwick-
lung der ersten Monate/Jahre ab-
warten, bevor sie in einem zweiten 
Schritt zur GmbH „aufstocken“.

Unseren Leser Karl S. interessiert dabei 
die Frage, ob das Stammkapital der 
Unternehmergesellschaft (haftungs-
beschränkt) stets in bar eingezahlt 
werden muss. Grundsätzlich sieht das 
GmbH-Gesetz nur eine Bargründung 
vor. Es wird aber immer wieder ein-
mal versucht, dieses gesetzliche Gebot 
auszuhebeln. 
Der Bundesgerichtshof hat vor Kurzem 
erneut klargestellt, dass nur die Bar-
gründung möglich ist. Es war versucht 
worden, eine Unternehmergesellschaft 
(haftungsbeschränkt) durch Abspal-
tung eines Teils vom Vermögen einer 
GmbH neu zu gründen. Das Register-
gericht war jedoch nicht bereit, die Ein-
tragung vorzunehmen. 
Die Abspaltung eines Vermögensteils 
und die anschließende Übertragung 
dieses Teils in eine neu zu gründende 
Gesellschaft stellt juristisch eine Sach-
einlage dar. Das gilt sogar dann, wenn 
nur ein Teil des Kassenbestandes der 
GmbH abgespalten wird. Die Sacheinla-
ge ist aber gerade vom Gesetzgeber bei 
der Gründung einer Unternehmerge-
sellschaft (haftungsbeschränkt) nicht 
gewünscht worden. Der Gründungs-
prozess sollte möglichst einfach und 
schnell über die Bühne gehen. Bewer-
tungsfragen und –probleme, die bei der 
Gründung mittels einer Sacheinlage 
regelmäßig auftreten, sollten vermie-
den werden.

In dem zweiten Teil geht es diesmal 
um kein konkretes juristisches Thema. 
Im Mittelpunkt stehen vielmehr die 
Juristen selbst, genauer gesagt, die 
Rechtsanwälte. Auch Anwälte sind 
statistisch genauestens erfasst, und 
die daraus resultierenden Zahlen ge-
ben einen guten  Überblick über den 
Stand der Advokaten im Land.

Nach Informationen der Bundesrechts-
anwaltskammer waren zum 01.01.2011 
insgesamt 155.679 Rechtsanwälte und 
Rechtsanwältinnen in der Bundesre-
publik zugelassen, das sind 2.428 
Anwälte beziehungsweise 1,58 % 
mehr als im Vorjahr. Zum Vergleich: 
Vor zwanzig Jahren (1991) waren in der 
Bundesrepublik 59.455 Rechtsanwälte 

Recht im Gespräch

Wolf-Dietrich 
Bartsch,
Rechtsanwalt 
und Notar,

stellt sich den Fragen unserer Leser

Schreiben Sie uns: rechtsfragen@mitmagazin.com

und Rechtsanwältinnen zugelassen. 
Weitere zwanzig Jahre davor (1971) 
waren es 23.599.

Die höchste Mitgliederzahl verzeich-
net weiterhin die Rechtsanwaltskam-
mer München mit 19.492, gefolgt von 
der Rechtsanwaltskammer Frankfurt 
mit 17.352.
Die Anzahl der Rechtsanwältinnen ist 
im Vergleich zum Vorjahr um gut 3 % 
auf 32,04 % angestiegen. Damit ist 
fast ein Drittel der Anwaltschaft weib-
lich (49.872 Rechtsanwältinnen). 
Auch der Anteil der Rechtsanwäl-
tinnen an den Fachanwälten nimmt 
weiter zu. In der Fachanwaltschaft 
Familienrecht sind 54,3 % aller Fach-
anwälte Frauen (4.543). Allerdings ist 
dies die einzige Fachanwaltschaft, bei 
der der Anteil der Rechtsanwältinnen 
überwiegt.
Die Gesamtzahl der erworbenen Fach-
anwaltstitel stieg auf 41.569. Stärkste 
Fachanwaltschaft ist weiterhin die 
für Arbeitsrecht, gefolgt von der 
Fachanwaltschaft für Familienrecht. 
Einen starken Zuwachs verzeichnet 
die Fachanwaltschaften für Verkehrs-
recht, für Miet- und Wohnungseigen-
tumsrecht und die Fachanwaltschaft 
für Bau- und Architektenrecht. 
Als Fachanwälte dürfen sich Rechts-
anwälte bezeichnen, die auf einem 
bestimmten Fachgebiet besondere 
theoretische Kenntnisse und prak-
tische Erfahrungen nachweisen 
können. Der Titel „Fachanwalt für 
…“ wird auf Antrag von der Rechts-
anwaltskammer bei Vorliegen der 
Voraussetzungen verliehen. 
Der Anteil der Fachanwälte an der Ge-
samtzahl der zugelassenen Rechtsan-
wälte steigt weiter. 5.933 Fachanwäl-
te erwarben zwei Fachanwaltstitel, 
191 bereits drei Fachanwaltstitel. 
Unter Berücksichtigung dieser Zwei- 
und Dreifachtitel haben ca. 23 % al-
ler Rechtsanwälte mindestens einen 
Fachanwaltstitel erworben.
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Zusammengestellt 
von Wolf-dietrich 
Bartsch, rechtsanwalt 
und notar 

rechtsfragen@mitmagazin.com

Mit Grund auch die Grundsteuer
LG Hamburg; Urteil vom 07.09.2010; 

333 S 35/10

Die Nebenkostenabrechnung führt 
immer wieder zu Streit zwischen Ver-
mieter und Mieter. In den meisten 
Mietverträgen ist vereinbart, dass 
die Betriebskosten durch den Mieter 
zu tragen sind. Der Vermieter muss 
dann jährlich die Nebenkosten ab-
rechnen. Bei mehreren Wohnungen 
in einer Wohnanlage geschieht dies 
üblicher weise nach einem im Miet-
vertrag  festgelegten Verteilungs-
schlüssel. 

Das  Landgericht  Hamburg  hatte 
als Berufungsinstanz einen Fall zu 
entscheiden, in dem der Mieter die 
Abrechnung  im  Hinblick  auf  die 
Grundsteuer nicht akzeptierte. Der 
Vermieter  hatte  die  Grundsteuer 
direkt und ohne Verteilungsschlüs-
sel auf die Mieter umgelegt. Das LG 
Hamburg bestätigte diese Abrech-
nung. Bei Wohnungseigentum wird 
die Grundsteuer für jede Wohnung 
separat festgesetzt. Der Vermieter 
muss nicht die Steuerbescheide für 
die gesamte Anlage addieren und 
anschließend nach einem Verteiler-
schlüssel wieder aufteilen.

dienstwagen: ohne dienst kein 
Wagen

BAG; Urteil vom 14.12.2010;
 9 AZR 631/09

In vielen Firmen erhalten Arbeitneh-
mer einen Dienstwagen, der ihnen 
auch zur privaten Nutzung zur Ver-
fügung steht. Der geldwerte Vorteil 
ist dann durch den Arbeitnehmer 
zu versteuern. Wie verhält es sich 
aber, wenn der Arbeitnehmer sei-
nen Dienst nicht weiter verrichten 
kann? Mit dieser Frage hatte sich das 
Bundesarbeitsgericht auseinander 
zu setzen. 

Der  Arbeitnehmer  war  dauerhaft 
erkrankt. Nach dem Auslaufen der 
Entgeltfortzahlung bezog er Kran-
kengeld. Kurze Zeit später verlangte 
der Arbeitgeber den Dienstwagen 
heraus.  Das  BAG  hält  diesen  An-
spruch des Arbeitgebers für berech-
tigt. Die Überlassung eines Dienst-
wagens auch zur privaten Nutzung 

aktUEllE UrtEilE

stellt einen geldwerten Vorteil dar. Diese 
Überlassung ist regelmäßig Teil der vom 
Arbeitgeber geschuldete Gegenleistung 
für  die  erbrachte  Arbeitsleistung  des 
Arbeitnehmers. Schuldet der Arbeitge-
ber  jedoch  keine  Bezahlung  mehr,  so 
schuldet er auch nicht die Überlassung 
des Fahrzeugs. 

Das BAG sieht damit im Falle einer Krank-
heit keinen Anspruch des Arbeitnehmers 
auf zur Verfügungstellung eines Pkw, so-
bald die Pfl icht zur Entgeltfortzahlung 
abgelaufen ist. Etwas anderes kann nur 
vertraglich (zum Beispiel im Arbeitsver-
trag) vereinbart werden.

Ein taxi ist auch nur ein auto
LG Saarbrücken; Urteil vom 08.04.2011;

 13 S 152/10

Firmenfahrzeuge sind viel auf der Straße 
unterwegs und ein Unfall passiert schnel-
ler als man denkt. Gerade im Taxigewerbe 
sind in kürzester Zeit erhebliche Lauf-
leistungen der einzelnen Taxen mit ent-
sprechendem Unfallrisiko zu verzeichnen. 
Die sich anschließende Unfallregulierung 
ist oft ein schwieriges Geschäft.  

Das Landgericht Saarbrücken hatte sich 
mit einem Fall zu befassen, in dem die 
Haftpfl ichtversicherung des Unfallver-
ursachers  dem  Taxiunternehmer  nur 
die günstigeren Reparaturkosten einer 
„Freien Werkstatt“ erstatten wollte. Der 
Unternehmer forderte die in dem Sach-
verständigengutachten ausgewiesenen 
Kosten. Die Versicherung argumentierte 
mit der Laufl eistung des Taxis von über 
200.000 km. 

Das Landgericht gab dem Taxiunter-
nehmer Recht. Das Fahrzeug war 
zum Unfallzeitpunkt noch keine drei 
Jahre alt. Bis zu diesem Fahrzeug-
alter bestehen seitens des Gerichts 
keine Bedenken gegen die in einer 
markengebundenen Fachwerkstatt 
entstehenden  Kosten.  Die  hohe 
Laufl eistung des Fahrzeugs spielte 
für das Gericht, dass sich dabei der 
Rechtsprechung des BGH anschloss, 
keine Rolle.

auf den namen ist zu achten
LG Osnabrück; Urteil vom 22.12.2010; 

1 O 2937/10

Mit  der  zunehmenden  Zahl  der 
Rechtsanwälte wird die Suche nach 
einem  geeigneten  Kanzleinamen 
immer kreativer. Der Name sollte 
auffallen, Kompetenz ausstrahlen 
und ein Alleinstellungsmerkmal sein. 
Natürlich darf bei einer Anwaltskanz-
lei die Grenze der Seriosität nicht 
verletzt werden. 

Das Landgericht Osnabrück hatte 
zu  entscheiden,  ob  die  Inschrift 
auf  einem  Kanzleigebäude  „Das 
Haus der Anwälte“ rechtlich noch 
akzeptabel ist oder nicht. Für das 
Gericht lag ein Verstoß gegen wettbe-
werbsrechtliche Vorschriften vor. Der 
rechtsuchende Bürger versteht unter 
einem Haus der Anwälte entweder 
den Sitz der Interessenvertretung 
der Rechtsanwälte oder aber zumin-
dest eine oder mehrere Kanzleien mit 
einer Vielzahl von Rechtsanwälten in 
einem Haus. Die Vorstellung, dass 
schwierige Rechtsfragen dort von 
mehreren Rechtsanwälten, vielleicht 
sogar kanzleiübergreifend bearbeitet 
werden, liegt nahe. 

Tatsächlich waren dort aber nur zwei 
Rechtsanwälte  in  einer  einzigen 
Kanzlei tätig. Damit ist die Bezeich-
nung „Haus der Anwälte“ in diesem 
Fall eine irreführende Bezeichnung 
und geht an den tatsächlichen ge-
schäftlichen Verhältnissen vorbei. 
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Mittelstandstag der MU in Aschheim

Mehr als 100 Delegierte und noch einmal 
über 100 Gäste der Mittelstands-Union 
trafen sich Ende September zum Mittel-
standstag in Aschheim bei München. Die 
Landesversammlung stand unter dem 
Motto „Politik für die Leistungsträger 
des Landes“. Scharf griff der MU-Landes-
vorsitzende Hans Michelbach, MdB, die 
Steuerpläne der SPD an, die zu höheren 
Belastungen für den Mittelstand führten 
und damit den Spielraum für Investitionen 
und weiteren Aufbau von Beschäftigung 
vernichteten. Zudem kritisierte er die Rolle 
von SPD und Grünen in der Eurodebatte. 

Spätfolgen von Rot-Grün

„Die heutigen Probleme sind eine Spätfolge 
der Politik der rot-grünen Bundesregierung 
und SPD-Kanzler Gerhard Schröder, die 
mit anderen Schuldensündern die Stabili-
tätskriterien ausgehebelt und dem hoch 
verschuldeten Griechenland den Weg in 
die Eurozone frei gemacht haben. SPD 
und Grüne sind deshalb heute die falschen 
Ratgeber.“ Nachdrücklich wandte sich Mi-
chelbach gegen jede Form einer Vergemein-
schaftung von Staatsschulden und Zinsen 
in der EU. Forderungen nach Eurobonds 
und andere Formen von Vergemeinschaf-
tungen würden Deutschland 50 Milliarden 
Euro pro Jahr kosten, rechnete Michelbach 
vor. „Wer Risiken eingeht, muss dafür auch 
die Verantwortung tragen. Die Folgen von 
Überschuldung dürfen nicht auf andere 
abgewälzt werden.“

Politik für die Leistungsträger

Eine positive Halbzeitbilanz der schwarz-
gelben Koalition im Bund hat die CSU-
Mittelstands-Union gezogen. „Deutsch-
land ist das Wachstums- und Chancenland 
Nummer Eins in Europa. Die Wirtschaft 
boomt. Unser Arbeitsmarkt ist in bester 
Verfassung“, sagte Michelbach. Die De-
legierten forderten allerdings eine konse-
quente Umsetzung der noch ausstehenden 
Reformen insbesondere in der Wirtschafts- 
und Steuerpolitik. 

Der Chef der bayerischen Staatskanzlei, 
Marcel Huber, warnte vor Vereinigten Staa-
ten von Europa, die einer Schuldenunion 
gleich auch alle unter ihrem Dach vereini-
ge, die sich nicht angestrengt haben. „Wer 
schlecht arbeitet und nicht spart, kann 
nicht von den anderen erwarten, dass sie 
für einen Ausgleich sorgen.“ Er warnte aber 
auch vor leichtfertigen Gedankenspielen 

MU-Landesvorsitzender Hans Michelbach übergab an die Vertreter der Gliederungen sogenannte 
Profilmappen, die die Verbandsarbeit erleichtern sollen

mit Staatsinsolvenzen: „Die möglichen 
Auswirkungen sind noch nicht zu Ende 
gedacht. Sie dürfen nicht unterschätzt wer-
den. Es ist aber auch keine Lösung, wenn 
ein Staat wie Griechenland dauerhaft zu 
einem Fass ohne Boden wird.“

Vertrauen in die Politik schaffen

Die MU-Landesversammlung verlangte 
zur Sicherung der Euro-Stabilitätskriterien 
automatische Sanktionen bei Verstößen. 
Sie forderte zudem ein Ende des Ankaufs 
riskanter Staatsanleihen durch die Europäi-
sche Zentralbank (EZB). 

Die Delegierten bekräftigten zudem die 
Forderung nach einem einfacheren und 
gerechteren Steuersystem mit niedrigeren 
Steuersätzen. „Eine solche Reform ist ein 
wesentlicher Beitrag, um bei jenen Men-
schen die zur Arbeit gehen, Steuern zahlen 
Kinder großziehen und sich an Gesetze 
und Regeln halten, wieder mehr Vertrau-
en in die Politik zu schaffen. Insbesondere 
die heimlichen Steuererhöhungen durch 
die kalte Progression und der Mittelstands- 
und Facharbeiterbauch müssen als Haupt-
probleme des Steuerrechts in den nächsten 
zwei Jahren bis zur nächsten Bundestags-
wahl angegangen werden“, betonte MU-
Chef Michelbach.

Info: Fotos zur Landesversammlung sind auf 
der MU-Flickr-Seite zu finden unter
 http://www.flickr.com/photos/mu-bayern/

Eine erlesene Runde aus Politikern und Praktikern erörterte auf dem MU-Mittelstandstag aktuelle 
Themen der Politik
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Über gleich zwei hochkarätige Veran-
staltungen konnte die MU München in 
den letzten Wochen berichten. Zu ihrem 
traditionellen Vorwiesn-Anstich sprach 
der Staatssekretär im bayerischen Sozial-
ministerium Markus Sackmann, MdL, zu 
aktuellen Themen der Wirtschafts- und 
Sozialpolitik. Beim Frühschoppen mit 
Weißbier und Weißwurst, der gemein-
sam mit dem Wirtschaftsbeirat der Union 
durchgeführt wird, waren rund 120 Gäste 
der Einladung gefolgt.

Als weiteres Highlight konnte der Bezirks-
vorsitzende Thomas Schmatz wenige Tage 
später den MIT-Bundesvorsitzenden Dr. 
Josef Schlarmann im exklusiven Ambien-
te von Schloß Nymphenburg begrüßen. 
Schlarmann war. Mit seinem Referat 
zur Staatsschuldenkrise im Euro-Raum 
begeisterte Schlarmann die knapp 100 
Anwesenden. Wie bei der MU München 
üblich, erhielt auch er zum Dank einen 
Moriskentänzer, die nach dem Vorbild 
der Figuren des Meisters Erasmus Grasser 
gestaltet sind.

Prominente Gäste 
in München

Für den Aachener Oberbürgermeister Mar-
cel Philipp war der Besuch beim MIT-Be-
zirksverband Bergisches  Land in der Hand-
werkskammer Düsseldorf ein Heimspiel. 
Vor seinem Wechsel auf den Chefsessel der 
Stadtverwaltung Aachen war er jahrelang 
Geschäftsführer eines mittelständischen 
Malerbetriebes. Eine Erfahrung, die ihm 
in Verbindung mit seinem Studium zum 
Betriebswirt des Handwerks als wichtiges 
Rüstzeug für seine neue Aufgabe dient. Im 
Gegensatz zu Berufspolitikern, denen häu-
fig der Bezug zum realen (Arbeits-) Leben 
fehlt, haben ihm seine Erfahrungen im Um-
gang mit Mitarbeitern und die Fähigkeit, 
Bilanzen lesen zu können, sehr geholfen. 
Auf der Veranstaltung betonte er, wie wich-
tig die Schuldenfreiheit einer Kommune 
für den politischen Gestaltungsspielraum 
sei. Der MIT-Vorsitzende Norbert Hüsson 
bedankte sich bei dem Oberbürgermeister 
für sein Kommen.

Ein Mittelständler 
als Bürgermeister

Eine Frage der Generationengerechtigkeit
Zum Thema „Generationengerechtigkeit“ 
hatte die MIT Darmstadt den Europaab-
geordneten und sozialpolitischen Sprecher 
der CDU/CSU-Gruppe im Europapar-
lament, Thomas Mann, eingeladen. „Wir 
denken nicht nebeneinander her, sondern 
aufeinander zu“, lautete dabei das Motto 
von Mann. Der Parlamentarier hatte einen 
Bericht zur Generationengerechtigkeit 
verfasst, dem das Plenum des Europäischen 
Parlaments jüngst zugestimmt hatte. „Im 

Europaparlament waren wir uns einig, dass 
Generationengerechtigkeit keine Worthül-
se bleiben darf, sondern durch konkrete 
Maßnahmen verwirklicht werden muss“, 
erläuterte Mann. Er stellte in diesem Zu-
sammenhang den „Europäischen Pakt 50 
plus“ vor. Bis zum Jahr 2020 solle erreicht 
werden, dass die Erwerbstätigen-Quote 
von Arbeitnehmern über 50 auf mehr als 
55 Prozent steigt. Ferner solle die Frühver-
rentung und deren finanzielle Förderung 

Euro, Energiewende und Basel III
Ihre Sorgen um die Stabilität des Euro, 
die Energiewende, sowie die für die Mit-
telstandsfinanzierung wichtige Thematik 
um Basel III diskutierten der Bezirksvor-
sitzende der CSU-Niederbayern Manfred 
Weber, CSU-Kreisvorsitzender Tobias 
Reiß, sowie der MU-Kreisvorsitzende 
Leonhard Zintl. Gerade in Bezug auf das 
in Tschechien benachbarte Atomkraftwerk 
Temelin mahnte Zintl beim Thema Ener-
giewende in der Region ein koordiniertes 
Vorgehen in Europa zu diesem Thema an.

Der MU-Kreisvorsitzende forderte die 
Einhaltung der Stabilitätskriterien beim 

Unser Foto zeigt (v.l.n.r.): Tobias Reiß, MdL, Manfred Weber, MdEP, Leonhard Zintl

Euro ein. „Es darf nicht sein, wenn wir 
Griechenland helfen und Absprachen 
treffen, dass zum wiederholten Male diese 
Absprachen von den Griechen nicht ein-
gehalten werden“, sagte Zintl. Auch beim 
Fußball gibt es nach der gelben Karte, eine 
rote und nicht zum zweiten oder dritten 
Mal die gelbe Karte. In dieser Konsequenz 
muss Griechenland auch damit rechnen, 
aus dem Europaraum ausgeschlossen zu 
werden. Manfred Weber wies darauf hin, 
dass bei der Einführung des Euro klare Sta-
bilitätskriterien geschaffen wurden.

MIt /
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Mittelstand im Mittelpunkt

Bei einem kürzlichen Zusammentreffen erörterten Hessens Ministerpräsident Volker Bouffier 
und Hans-Dieter Lehnen, Hauptgeschäftsführer der MIT, aktuelle Mittelstandsfragen. Das 
Bundesland Hessen gilt als eines der mittelstandsfreundlichsten Länder in Deutschland.

MIT-Antrag von 
CDU unterstützt
Nachdem die MIT zum letzten CDU-
Bundesparteitag 2010 in Karlsruhe 
einen Antrag zur Entwicklungszusam-
menarbeit eingebracht hatte, wurde die-
ser zunächst an den CDU-Bundesfach-
ausschuss für Entwicklungszusammen-
arbeit und Menschenrechte überwiesen. 
Inzwischen ist er auch Beschlusslage 
der CDU Deutschlands. Der CDU-
Bundesfachausschuss hatte den Antrag 
mehrere Monate beraten und ihn im 
Ergebnis mit wenigen Veränderungen 
angenommen. „Es ist erfreulich, dass 
die CDU die wesentlichen Position 
der MIT inhaltlich teilt und wir uns 
erfolgreich durchsetzen konnten“, so 
der Vorsitzende der internationalen 
Kommission der MIT und stellvertre-
tende MIT-Bundesvorsitzende Frank 
Gotthardt. Wesentliche Eckpunkte des 
Papiers sind eine ordnungspolitische 
Neuausrichtung der Entwicklungs-
zusammenarbeit, eine stärkere Ein-
bindung des deutschen Mittelstandes 
und ein Ausbau der Außenhandels-
politik. „Das Beispiel zeigt, dass sich 
die MIT inhaltlich in der CDU auch 
durchsetzen kann, wenn wir inhaltlich 
gut arbeiten und hartnäckig bleiben“, 
kommentierte Gotthardt den Erfolg. 

Vertrauen in Europa zurückgewinnen
Die aktuelle Krise Europas als Heraus-
forderung für die CDU diskutierten 
Politiker und Experten bei einer Veran-
staltung der MIT-Ludwigsburg. Zu den 
Gastrednern gehörten der ehemalige 
Ministerpräsident Baden-Württembergs, 
Dr. Erwin Teufel, der MIT-Bundesvor-
sitzende Dr. Josef Schlarmann und der 
Politologe und Kanzlerinnen-Biograf 
Prof. Dr. Gerd Langguth. Teufel rief die 
über 250 Gäste dazu auf, sich für Europa 
stark zu machen: „Das Vertrauen muss 
wiedergewonnen werden.“ Er ermahnte 

die CDU, sich an den traditionellen 
Werten der Christdemokraten zu orien-
tieren. Schlarmann pflichtete Teufel bei. 
Er sieht die größte Gefahr der aktuellen 
Krise darin, dass die Soziale Marktwirt-
schaft in Frage gestellt wird. „Der Staat 
darf sich nicht um alles kümmern. Er 
wird sonst zum Spielball der Interes-
sensgruppen.“ Langguth wies die Gäste 
darauf hin, dass die größten Fehler nicht 
in den vergangenen zwei Jahren gemacht 
wurden, denn Griechenland hätte nie in 
die EU aufgenommen werden dürfen. 

Europa braucht eine Politik, die Vertrauen schafft (v.l.n.r.): Prof. Dr. Gerd Langguth, Dr. Erwin Teufel, 
Dr. Josef Schlarmann und Dr. Georg Zinger diskutierten über die Zukunft Europas

MIT-Europakommission 
diskutiert europäische 
Normung
Die Kommission Europapolitik des 
MIT-Bundesvorstands beschäftigte sich 
auf ihrer jüngsten Sitzung mit Aspek-
ten der künftigen Normung in Europa.  
Unter der Leitung des Kommissionsvor-
sitzenden Dr. Markus Pieper, MdEP, dis-
kutierten die Teilnehmer den am 1. Juni 
2011 von der Europäischen Kommission 
vorgelegten Entwurf für die Verordnung 
zur europäischen Normung. Sibylle 
Gabler, Kommunikationsmanagerin im 
DIN Deutsches Institut für Normung 
e.V., wies in ihrem Referat darauf hin, 
dass der Entwurf die Ausdehnung des 
Geltungsbereiches auf Dienstleistungen 
vorsieht. Die Teilnehmer der Sitzung 
betonten, dass es bei Dienstleistungen - 
wie bei allen anderen Normungsthemen 
auch - entscheidend sei, dass Normungs-
projekte für die interessierten Kreise re-
levant sein müssen und der Grundsatz 
der Freiwilligkeit gewahrt werde. 

Mittelstand im Mittelpunkt
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Mittelstand unter Tage
Wer sehen will, wie unsere moderne Industriegesellschaft mit dem 
umgeht, das niemand mehr gebrauchen kann, der muss nicht weit 
reisen: In der Untertagedeponie Herfa-Neurode lagern über 2,7 
Millionen Tonnen hochgiftige Abfälle wie Dioxin, Zyanid, Furan oder 
Quecksilber. Der Vorsitzende der MIT Fulda Süd, Gerhard Bellinger, 
lud interessierte Mittelständler zu einer Besichtigungstour ein. In 
einem Transportkorb ging es abwärts auf 741 m unter Tage. Mit 
offenen Jeeps fuhr man vorbei an Salzwänden mit farbig schimmern-
den Adern aus magnesium- und kalihaltigen Salzen, die vor ca. 240 
Millionen Jahren aus verdunstetem Meerwasser entstanden sind.

Spektakulär hat sich der Landesverband Saarland der 
MIT-Aktion zur Verhinderung einer europäischen Trans-
fer-Union angeschlossen. Die Unterschriftenaktion wurde 
im Saarland durch eine ganzseitige Anzeige in der Fern-
sehbeilage der einzigen saarländischen Tageszeitung 
begleitet. In einer Auflage von 150.000 Stück und bei 
potenziell fast 500.000 Lesern verdeutlichte die MIT Saar 
ihren Standpunkt zu den Hilfspaketen für Griechenland 
und andere europäische Defizitsünder. 

Auf dem Landesmittelstands-
tag der MIT Hessen in Wies-
baden wurde der 51-jährige 
Rechtsanwalt Frank Hartmann 
zum neuen MIT-Landesvor-
sitzenden gewählt. In seiner 
Antrittsrede kritisierte er den 
Zustand der Bundes-CDU. 
Grundsätze würden ohne 
innerparteiliche Diskussion 
aufgegeben, die CDU hinter-
lasse einen orientierungslosen 
Eindruck. Es werde zuneh-
mend nach Stimmungslage 
entschieden, nicht nach 
Grundsatzüberzeugungen. 
Die aktuelle Politik mache die 
CDU auf Bundesebene nicht 

Gratulation zur Wahl (v.l.n.r.) CDU-Generalsekretär Peter Beuth MdL, Frank 
Hartmann und der bisherige MIT-Landesvorsitzende Edwin Balzter

Hessische MIT 
wählt neue Führungsspitze

beliebt, sondern eher beliebig. 
Zudem nutzte Hartmann die 
Gelegenheit, der CDU Hessen 
für die vertrauensvolle Zusam-
menarbeit zu danken. Hieran 
möchte er mit der neuen Füh-
rungsspitze der MIT Hessen 
in den kommenden Jahren 
anknüpfen. Als Stellvertre-
ter stehen ihm zukünftig Dr. 
Ralf-Norbert Bartelt, MdL, 
Jürgen Diener, Elke Jesing-
hausen, Gerd Robanus und 
Volker Rode zur Seite. Edwin 
Balzter, der Vorgänger von 
Frank Hartmann, wurde zum 
Ehrenvorsitzenden der MIT 
Hessen gewählt. 

Erlesener Mittelstandstreff 
bei der MIT Ahrweiler
Kurz vor Beginn der diesjährigen 
Traubenlese im Ahrtal hatte die 
MIT Kreis Ahrweiler zu einer 
Besichtigung des überregional 
bekannten Weingutes Jean 
Stodden in Rech eingeladen. 
Gerd Stodden, Inhaber des dem 
Verband der Prädikatsweingüter 
angehörenden Betriebes, erklär-
te zunächst die Grundlagen des 

Weinanbaus, die Bedeutung der 
Böden und der einzelnen Lagen. 
Das Erfolgsrezept für einen 
guten Wein: ein guter Boden in 
einer sonnenreichen Lage.  Nach 
so viel Theorie durfte die Praxis 
natürlich nicht fehlen: die an-
schließende Weinprobe war für 
alle Teilnehmer ein erlesener 
Genuss.

Aktion gegen die EU-Defizitsünder

21 Jahre Deutsche Einheit
Wieder einmal war es dem Stadt-
verband der MIT Dissen und 
dem MIT-Vorsitzenden Björn 
Hawes sowie dem stellv. MIT-
Vorsitzenden Louis-Ferdinand 
Schwarz gelungen, einen wirk-
lichen Zeitzeugen zum Thema 
21 Jahre Deutsche Einheit zu 
gewinnen. Diesmal war es der 
frühere Bundesverkehrsminister 
Prof. Dr. Günther Krause aus 
Rostock. Über 70 Teilnehmer 

waren der Einladung der MIT 
Dissen gefolgt. Krause unter-
strich in seiner Rede, dass man 
sehr wohl stolz auf das Erreichte 
sein könne. Er ging insbesondere 
auf den Einigungsvertrag ein, den 
er und der seinerzeitige Bundesin-
nenminister Schäuble unterzeich-
neten. Sein klares Bild von dem 
Vergangenen mit Anregungen für 
Gegenwart und Zukunft fand bei 
den Gästen großes Interesse. 
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Kaum wird etwas Traditionelles 
englisch benannt, ist die Verunsi-
cherung groß: Compliance ist so 
ein Begriff, der vor allem im Mittel-
stand eher für Verwirrung als für 
Klarheit sorgt. „Dabei verpflichtet 
die Compliance den Unternehmer 
nur, dafür zu sorgen, dass sein 
Unternehmen und alle seine Mit-
arbeiter sich laufend an Recht 
und Gesetz halten“, stellt Rechts-
anwalt Prof. Dr. Ulrich Tödtmann 
von der Kanzlei Eimer Heuschmid 
Mehle in Bonn klar. „Compliance 
ist im Prinzip nichts anderes, als 
für Anstand und Sitte des ‚ehrba-
ren Kaufmanns‘ einzutreten.“

Das Problem: Für viele Unternehmer 
ist Compliance schwer fassbar. Kon-
krete gesetzliche Vorgaben gibt es nur 
im Bankensektor. Und der Deutsche 
Corporate Governance Kodex, der 
den Begriff Compliance definiert, gilt 
lediglich für börsennotierte Aktienge-
sellschaften – zudem nur als freiwillige 
Selbstverpflichtung. 

Pflicht zur Sorgfalt

„Die klarste Ansage für den Mit-
telstand gibt es in § 130 des Ord-
nungswidrigkeitengesetzes“, betont 
Tödtmann. Danach kann mit einer 
Geldbuße bis zu einer Million Euro 
belegt werden, wer als Betriebsinhaber 
vorsätzlich oder fahrlässig Aufsichts-
maßnahmen im Betrieb unterlässt, die 
bußgeld- oder strafbewehrte Zuwider-
handlungen verhindern. „Außerdem 
sind Geschäftsführer und Vorstands-
mitglieder nach dem GmbH- und dem 
Aktiengesetz verpflichtet, die Sorgfalt 
eines ordentlichen Kaufmanns anzu-
wenden“, stellt Tödtmann klar. „All 
das führt bei einer bestimmten Unter-
nehmensgröße zu einem faktischen 
Zwang, ein angemessenes Compliance-
System einzuführen. So muss ein 
Unternehmen mit z.B. mehr als zehn 

Mio. Euro Jahresumsatz oder mehr als 
50 Arbeitnehmern schon wegen seiner 
Prüfungspflicht ein Compliance-Sys-
tem einführen, weil der Wirtschafts-
prüfer es seinem Prüfungsstandard ent-
sprechend prüfen und dokumentieren 
muss.“

Und die Risiken sind hoch: Neben 
Geldbußen droht die Anordnung 
des sogenannten Verfalls. „Dabei 
schöpfen die Behörden den gesamten 
Vermögenszufluss aus dem Verstoß 
ab, ohne dass der Unternehmer seine 
Betriebsausgaben, Steuern etc. abzie-
hen kann“, warnt Gesellschaftsrecht-
ler Tödtmann. Bekanntes Beispiel: 
Siemens musste für 77 Bestechungen 
mit einem Betrag von 12 Mio. Euro 
durch die Abschöpfung am Ende 201 
Mill. Euro zahlen. Im Auslandsgeschäft 
können weitere Probleme, wie etwa der 
Entzug der Exportberechtigung, hin-
zukommen, sodass schnell die Existenz 
eines mittleren Unternehmens auf dem 
Spiel stehen kann.

Compliance ist Chefsache

„Je stärker sich die Handelnden vom 
Idealbild des ‚ehrbaren Kaufmanns‘ 
entfernt haben, desto mehr rückt 
Compliance als Lösungsansatz in den 
Mittelpunkt“, erläutert Tödtmann, „je 
häufiger in Unternehmen nur noch 
gefragt wird, was kostet es, wenn man 
erwischt wird, desto mehr müssen 
Führungskräfte und Mitarbeiter für 
die Kernthemen Korruption, Kartell-
recht und Datenschutz sensibilisiert 
werden.“ 

Zuständig kann dabei nur einer sein: 
der Chef. Denn für Schäden, die durch 
eine schuldhafte Sorgfaltspflichtverlet-
zung entstehen, haftet er persönlich. 
Diese zivilrechtliche Haftung gilt für 
Geschäftsführer, Vorstands- und Auf-
sichtsratsmitglieder gleichermaßen. 
Einzige Einschränkung: Fehlschläge 
und Irrtümer, die auf unternehmeri-
schem Handeln beruhen, sind für sich 
gesehen noch keine Pflichtverletzung. 
Tödtmann: „Wer sich als Chef des The-
mas Compliance nicht annimmt und 
sich darum kümmert, dass in seinem 
Unternehmen die Rechtsvorschriften 
eingehalten und befolgt werden, der 
geht sehr leichtfertig mit seinen urei-
gensten Interessen um.“

Compliance ist nichts anderes als die Einhaltung der Grundsätze des „ehrbaren Kaufmanns“ han-
seatischen Vorbilds oder auch – volkstümlicher – der Pferdehändler mit ihren Handschlag-Verträgen

Auch im Mittelstand ist
Compliance unverzichtbar
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so vielseitig wie die landschaft und die Orte sylts sind die Genüsse aus küche und
keller. Hier kann man ebenso traditionell friesisches und gutbürgerlich Bodenständi-
ges wie auch die kreative moderne küche entdecken. Günter Pump hat sylter Haus-
frauen und Profiköchen in die töpfe geschaut und die kulinarischen schätze der
größten deutschen nordsee-Insel gehoben – von Wenningstedter fischklößchen-
suppe und lister aalsuppe über kampener Entenbrust mit Mango-sanddorn-Chutney
und Grünkohl mit süßen kartoffeln bis zu futtjes und sylter teecreme. seine 
appetitanregenden fotos und die anleitungen zum leichten nachkochen 
beweisen, dass köstliches nicht kompliziert sein muss.
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Namen sind Nachrichten

MIT im neuen Vorstand der SME Union 
Die SME Union hat in diesem Jahr einen neuen Vorstand gewählt. 
Als deutsche Vertreter der MIT und MU wirken zukünftig Siegmar 
Kühn (MU) und Daniel Walther (MIT) als Vizepräsidenten, der 
MIT-Hauptgeschäftsführer Hans-Dieter Lehnen als Vizeschatz-
meister  und Bernd Kösslinger (MU) als Beisitzer mit. Peter 
Jungen wurde zum Ehrenpräsidenten der SME Union gewählt. 

MIT Mecklenburg-Vorpommern 
wählt neuen Landesvorstand
Die MIT Mecklenburg-Vorpommern hat auf ihrem 12. Landes-
mittelstandstag im Müritzeum von Waren ihren neuen Lan-
desvorstand gewählt. Alter und neuer Landesvorsitzender ist 
Dietrich Monstadt, MdB. Den Vorstand komplettieren Bernd 
Wirkus, Caroline Brandt und Ralf Melzer als stellvertretende 
Vorsitzende, Peter Bauer als Schatzmeister sowie die Beisitzer 
Birgit Anders, Jörn Gotzsch, Norbert Jarchow, Maik Rudolph, 
Andre Tode und Hendrik Brincker. Der MIT-Landesvorsitzende 
ging in seinem Bericht nicht nur auf die Arbeit innerhalb der 
vergangenen Wahlperiode ein, sondern schwor die Teilnehmer 
auch auf die vor ihnen liegenden Aufgaben ein. 

Der neue Landesvorstand der MIT Mecklenburg-Vorpommern setzt in Zu-
kunft auf eine noch stärkere Neumitgliederwerbung und die Reaktivierung 
inaktiver Kreisverbände

MIT Harzkreis
Die MIT Harzkreis hat den bisherigen Vorsitzenden Dr. Bernhard 
Voigt, der die MIT seit 2001 im Landkreis Halberstadt und nach 
der Fusion seit 2007 im Harzkreis führt, im Amt bestätigt. Auch 
zukünftig stehen ihm die beiden Stellvertreter Reiner Schomburg 
und Dieter Steffen sowie die Schatzmeisterin Brit Purmann zur 
Seite. Beisitzer wurden Bernhard Daldrup MdL, Thomas Drechsel, 
Heiko Elschner und Gerhard Möllhoff.

MIT Mark
Einstimmig wurde Ralf Schwarzkopf aus Lüdenscheid als Kreis-
vorsitzender der MIT Mark wiedergewählt. Damit belohnten 
die Mitglieder die Arbeit der vergangenen zwei Jahre. Neben 
Schwarzkopf wurden Jens Braeuker und Torsten Kahl als stell-
vertretende Vorsitzende gewählt. Als Schatzmeister wurde 

Stefan Latsch und als Schriftführer Klaus Langhals bestätigt. 
Den Vorstand komplettieren die Beisitzer: Benjamin Friedrich, 
Bernd Funke, Brigitte Horn, Martin Kahler, René Pickard und 
Peter Schrade. Als Gast konnte die MIT Mark den heimischen 
Bundestagsabgeordneten Dr. Matthias Heider begrüßen, der 
auch Bezirksvorsitzender der MIT ist. 

MIT Coesfeld
Nach siebzehn Jahren gibt es mit Horst Kuhl einen neuen Kreis-
vorsitzenden im Kreisverband Coesfeld im Münsterland. Der 
Bezirksschornsteinfegermeister übernahm das Amt von Uwe 
Kombrink. Uwe Kombrink, der auch Mitglied des Bundesvor-
standes ist, wurde nach seinem letzten Rechenschaftsbericht 
von den Mitgliedern als das „Gesicht der Mittelstandsvereinigung 
im Kreis Coesfeld und vor allem in der CDU“ bezeichnet. „Er ver-
tritt innerhalb der CDU auch dann die Soziale Marktwirtschaft, 
wenn es weh tut.“ 

Uwe Kombrink (Foto rechts) überreicht den Staffelstab an Horst Kuhl

MIT Schwäbisch Hall
Bei den Vorstandswahlen der MIT Schwäbisch Hall wurden die 
bisherigen Akteure im Amt bestätigt: Vorsitzender wurde erneut 
Reiner Gauger, stellvertretende Vorsitzende Uwe Berger und 
Roland Lorenz. Als Schatzmeister ist weiterhin Helmut W. Rüeck, 
MdL tätig. Zum Schriftführer und Pressesprecher wurde Thorsten 
Hiller und zu Beisitzern wurden Harald Bauer, Manfred Clement, 
Karl-Heinz Hübner und Martin Schumacher gewählt. Für lang-
jährige Mitarbeit wurden geehrt: Heinz Ammon, Hans-Joachim 
Breitner, Manfred Clement, Werner Dierolf, Karl Gaukel, Karl 
Gengenbach, Falko von Hoyningen-Huene, Karl-Heinz Hübner, 
Ernst Keitel, Karl Lang, Winfried Lenarz, Roland Lorenz, Gotthilf 
Munz, Michael Riedel, Waltraud Rieger, Wolfgang Ruoff und 
Hansjürgen Storz. 
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Manfred degen ist  vielen  bekannt  als  der  Sylter 
Insel-Kabarettist,  tritt  aber  auch  bundesweit  auf 
und  ist  auf  Firmenevents  oder  Incentive-Veran-
staltungen  ein  gern  gesehener  und  viel  gebuchter 
Unterhaltungskünstler

Info: www.Man� ed-Degen.de

Man, war das heiß, in diesem Sommer – 
zeitweise jedenfalls! Bei jedem Atemzug 
schoss einem glühende Saharaluft  in die 
wunde Lunge. Ich lag auf dem Bett, matt 
und zerknautscht wie ein englisches Hand-
tuch auf einer mallorquinischen Hotelliege. 
Eine Hitzeglocke hatte sich über uns gestülpt. 
Es war windstill. Die Luft  stand. Die Sonne 
auch. Genau über uns. 

Es soll ja Völkerstämme geben, denen das 
gefällt, die dann rituelle Freudentänze auf-
führen. Aber wir Sylter sind genetisch doch 
eher auf einstellige Temperaturen geeicht. 
Von 10 bis 20 Grad ist dann Sommer und 
darüber hinaus ist alles nur Qual. Wir lieben 
den Winter und baden im Januar gerne zwi-
schen in der Sonne glitzernden Eisschollen. 
Wir lachen über Menschen, die Ohrenschüt-
zer bei Plusgraden tragen.

Doch heutzutage tragen die Badegäste 
nicht mal mehr eine Badehose. Sie liegen an 
den Sylter Stränden und trauen sich nicht ins 
Wasser. Denn mit der Hitze und dem Südost-
wind kamen die ersten Quallen angeschau-
kelt. In Rudeln greifen sie mit nesselnden 
Tentakeln die als Treibanker hinterher ge-
schleppten Empfi ndlichkeiten der Kühlung 
suchenden Schwimmer an.

Brennend heißer Sandstrandsand – Bar-
fussläufern wird die Hornhaut weggeschmur-
gelt. Die Badegäste tragen sich Sonnenschutz-
mittel mit dem Lichtschutzfaktor 50 plus auf 

die Haut, zähcremig wie Möwenkacke. Das 
optische Elend pfl anzt sich in den Straßen fort. 
Fettleibige Menschen schleppen ihre XXL-
Körper schnaufend in die Fußgängerzonen 
und ergießen sich in die Straßencafe-Stühle, 
überlegen kurz, ob sie kollabieren, schmelzen 
oder saufen sollen, folgen dann aber ihrem 
genetischen Erbe und bestellen eine große 
Hopfen-Kaltschale.

Um der Hitze zu entfl iehen, werden am 
Abend die noch Mitte Juni genutzten Heiz-
pilze von der Terrasse in die Garage geschleppt 
und der Grill angeheizt. Dann wird all das, was 
die Gammelfl eischmafi a zur Zeit anbietet, ge-
nussvoll verkokelt und verschlungen.

Doch auch die Wonnen der Nähe lassen 
Menschen in der Hitze der Nacht glücklich 
hecheln. Schwitzig-glitschige Körper, sich 
liebend und aneinanderdrängend, dehnen 
die Zeit ins unendliche – Bacardi-Nächte mit 
Wattblick. 

Dass die Würde des Menschen ein unantast-
bares Grundrecht ist, ist einigen Exemplaren 
auf Promenaden und Boulevards anscheinend 
nicht wichtig. Schamverhüllung fi ndet kaum 

noch statt und schnell und auch ungewollt 
wird einem klar, dass all die Tattoo-, Finger-
nagel- und Piercingstudios in prekären Groß-
stadtrandlagen sich doch einer zahlreichen 
Kundschaft  erfreuen.

Die Vorhersage am Abend präsentiert immer 
noch keinen Wettereinbruch, sondern wei-
terhin wird nordafrikanische Heißluft  nach 
Deutschland geschaufelt. Einziger Vorteil: 
Bald werden wir nicht mehr von Mö-
wengeschrei geweckt, 
sondern vom Auf-
prallgeräusch der von 
der Sonne gedörrten 
Müllhaldenvögel auf 
schmelzenden Asphalt.    

damals, im Julidamals, im Juli
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Der ständige Autor dieser Seite, Hans-Dieter 
Lehnen, befindet sich zur Zeit auf der Bau-
stelle Deggendorf ...

Von unserem Gastautor
Hugo Müller-Vogg

REGIEREN ODER OPPONIEREN?
Die CDU macht nicht allzu oft mit internen 
Diskussionen von sich reden. Richtungsdebat-
ten leistete sie sich bisher nur in der Opposition. 
Wenn sie regierte, dann folgte sie ihren Kanzlern 
und deren pragmatischer Politik – bei Adenauer 
wie bei Kohl. 

Das hat sich geändert. Obwohl die CDU die 
Kanzlerin stellt, wird die innerparteiliche Ruhe 
durch Diskussionen und Auseinandersetzungen 
gestört, nicht sehr massiv, aber immerhin punk-
tuell. Denn viele Mandatsträger und Mitglieder 
beschleicht das Gefühl, die CDU habe in der 
Wirtschafts- und Sozialpolitik keinen Kompass 
mehr. 

Dabei zeigt sich, dass die Partei den Schock 
des schlechten Bundestagswahlergebnisses von 
2005 noch immer nicht verdaut hat. … Doch 
die Ursachen für die mageren 35 Prozent hat die 
CDU nie offen diskutiert. Vor allem scheut die 
Partei nach wie vor eine Antwort auf die Frage, 
ob es der angeblich neoliberale Kurs war, mit 
dem die CDU viele Wähler verprellt hat, oder 
ob die richtige Konzeption nur falsch präsentiert 
worden ist. …Da fragen sich viele CDU-Mit-
glieder und noch mehr CDU-Wähler, ob das 
noch die Partei der sozialen Marktwirtschaft ist.

Friedrich Merz, der marktwirtschaftliche Flü-
gelmann der Partei, hat dies bei der Ankün-
digung seines Abschieds von der Politik klar 
angesprochen. Die konkrete Politik der CDU 
habe mit ihren alten Grundsätzen stellenweise 

nichts mehr zu tun. Merz hat zweifellos Recht. 
Gleichwohl fehlt ihm die Glaubwürdigkeit. 
Denn natürlich gibt es für seinen Rückzug einen 
viel gewichtigeren Grund: Er hat es bis heute 
nicht verwunden, dass Angela Merkel ihn 2002 
als Fraktionsvorsitzenden verdrängt hat.

Ob mit oder ohne Merz: Die CDU hat bisher 
ihren Leipziger-Reformbeschlüssen nicht ab-
geschworen. Doch an ihrer praktischen Politik 
lässt sich nicht erkennen, dass der damals be-
schlossene Kurs noch Bedeutung für ihr Han-
deln hätte. Von Ludwig Erhard stammt die 
Erkenntnis, selbst ein überzeugter Ordnungs-
politiker sei aus politischen Zwängen bisweilen 
gezwungen, sich gegen den Geist der sozialen 
Marktwirtschaft zu versündigen. Das Problem 
ist nur: Derzeit scheint sich auf Unionsseite 
kaum noch jemand seiner „Sünden“ bewusst 
zu sein.  

Will man die Beschlüsse von Leipzig und das 
Wahlprogramm von 2005 auf einen Nenner 
bringen, dann wurde die soziale Marktwirt-
schaft angesichts globaler Herausforderungen 
neu buchstabiert – mit kleinem „s“ in „sozial“ 
und nicht länger mit großem. Inzwischen gilt 
die neue Rechtschreibung: Fast jeder schreibt, 
wie er will.

Letztlich gibt es in der Politik nur zwei Möglich-
keiten: Man will an die Regierung, um etwas 
zu gestalten, oder man will Regieren, weil das 
halt angenehmer ist als Opponieren. Zurzeit 
macht die CDU den Eindruck, das „An-der-
Regierung-sein“ sei ihr wichtigstes Ziel. 

Eine solche Standortbestimmung würde zu Flü-
gelkämpfen führen: zwischen Marktwirtschaft-
lern und Umverteilern, zwischen Wirtschafts-
flügel und Sozialausschüssen, zwischen den 
Verteidigern des Status quo und den Reformern. 
Ja, das könnte unbequem werden. Aber die 
Alternative wäre noch viel unbefriedigender: 
Eine zu weit reichenden Reformen unwillige 
und unfähige Union.

BAUSTELLE BERLIN
Der Berliner Autor und BILD-Kolumnist 
Hugo Müller-Vogg schrieb diesen Beitrag exklu-
siv für das Mittelstands Magazin, allerdings für 
die Ausgabe April 2007. Uns haben auffällige 
Parallelen zu heute nachdenklich gemacht, wes-
wegen wir den Kommentar in leicht gekürzter 
Form nochmals drucken …
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